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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Kommunalpolitik und öffentliche Fürsorge 

(9. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Tuberkulosehilfe 

— Drucksache 349 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Niggemeyer 


I. Allgemeines 

Die Bundesregierung hatte bereits dem 2. Deut- 
schen Bundestag am 14. März 1956 den Entwurf eines 
Gesetzes über die Tuberkulosehilfe zugeleitet. Die- 
sen Entwurf hat der damalige Ausschuß für Fragen 
der öffentlichen Fürsorge in sehr eingehenden Be- 
ratungen in wesentlichen Teilen erweitert und er- 
gänzt, wozu ihm die während der gleichen Zeit be- 
schlossene Rentenneuregelung Anlaß bot. Auf den 
Schriftlichen Bericht der Abgeordneten Frau Benne- 
mann vom 6. und 21. Mai 1957 — Drucksachen 3489, 
zu 3489 der 2. Wahlperiode — darf ich hinweisen. 
Das Hohe Haus hat den Entwurf in der vom Aus- 
schuß beschlossenen Fassung, wenn ich von gering- 
fügigen redaktionellen Änderungen absehen darf, 
verabschiedet. Leider ergaben sich in einigen der 
Sache nach erheblichen Fragen Meinungsverschie- 
denheiten mit dem Bundesrat. Der Vors<±Llag des 
Vermittlungsausschusses konnte nicht in allen Punk- 
ten die Zustimmung des Hohen Hauses finden. Er 
wurde daher abgelehnt. Da die 2. Wahlperiode ab- 
gelaufen war, mußte in der 3. Wahlperiode das Ge- 
setzgebungsverfahren erneut eingeleitet werden. 

Der von der Bundesregierung am 23. April 1958 
erneut eingebrachte Entwurf eines Gesetzes über die 
Tuberkulosehilfe — ■ Drucksache 349 — hält sich eng 
an die in der 2. Wahlperiode beschlossene Fassung. 
Er weicht von dieser jedoch ab, soweit der Vermitt- 
lungsausschuß Änderungen vorgesehen hat, abge- 
sehen von einem Punkt, der vom Bundesrat empfoh- 
lenen Streichung des § 21, zu der bereits der Ver- 
mittlungsausschuß die gesonderte Beschlußfassung 
vorgesehen hatte. Der Entwurf enthält 38 Para- 
graphen, zu denen nach dem Ergebnis der Ausschuß- 


beratungen noch eine Übergangsvorschrift hinzu- 
tritt. Er ist in 5 Abschnitte gegliedert, die 
den Gegenstand der Tuberkulosehilfe, 
die Aufgaben der Landesfürsorgeverbände, 
die Aufgaben anderer Träger der Tuberkulosehilfe, 
die Zusammenarbeit der zur Bekämpfung der Tuber- 
kulose verpflichteten Stellen und 
sonstige Angelegenheiten 

behandeln. Im Vergleich zu dem bestehenden Recht 
bringt er vor allem folgende Neuerungen: 

1. die Begründung eines Rechtsansprudies auf 
Tuberkulosehil'fe, 

2. die Ausgestaltung der Eingliederungshilfe, 

3. die Erweiterung, Erhöhung und Ausdehnung der 
Leistungen der wirtschaftlichen Hilfe, 

4. die Einbeziehung der vorbeugenden Hilfe, 

5. die Begründung eines Rechtsanspruches der Ren- 
tenversicherten und aller Rentner gegen die Trä- 
ger der gesetzlichen Rentenversicherungen auf 
Heilbehandlung, Berufsförderung und soziale Be- 
treuung bei Erkrankung an Tuberkulose, und 
zwar auch für den Fall der Erkrankung eines 
Familienangehörigen, 

6. die gesetzliche Festlegung der finanziellen Betei- 
ligung des Bundes an bestimmten besonders 
wichtigen Maßnahmen. 

Da der Regierungsentwurf den Beschlüssen der 
2. Wahlperiode entspricht, konnte der Ausschuß für 
Kommunalpolitik und öffentliche Fürsorge die Mehr- 
zahl der Vorschriften gutheißen oder sich auf redak- 
tionelle Änderungen beschränken. Um die Verab- 
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schiedung des Gesetzes zu erleichtern, ist der Aus- 
schuß unter Zurückstellung von Bedenken weithin 
den Vorschlägen des Vermittlungsausschusses ge- 
folgt. Er hat sich jedoch zur Streichung des § 21 
nicht entschließen können und hielt die Wieder- 
herstellung der Kostenbeteiligung des Bundes an 
den Dauerbehandlungsfällen der Landesfürsorgever- 
bände entsprechend den Beschlüssen der 2. Wahl- 
periode für erforderlich. Der Ausschuß hat seine Be- 
schlüsse mit einer Ausnahme (§ 11 Nr. 1 und ent- 
sprechend auch § 33) einstimmig gefaßt; bei § 18 
Abs. 2 legte die Minderheit Wert auf die Fest- 
stellung, daß sie frühere weitergehende Wünsche 
nur im Hinblick auf die Stellungnahme des Bundes- 
rates zurückstelle. 

Der mitberatende Ausschuß für Gesundheitswesen 
hat in seiner Sitzung am 26. November 1958 den 
Entwurf und die vom federführenden Ausschuß 
empfohlenen Änderungen im Hinblick auf die ge- 
sundheitspolitischen Fragen erörtert. Der Ausschuß 
hat einmütig beschlossen, der vom federführenden 
Ausschuß für Kommunalpolitik und öffentliche Für- 
sorge empfohlenen Fassung zuzustimmen. 


II. Die Bestimmungen im einzelnen 

Zu § 1 

Die vom Ausschuß beschlossene Fassung ent- 
spricht der in der 2. Wahlperiode beschlossenen. Sie 
hält den doppelten Zweck des Gesetzes, Fürsorge 
für den einzelnen und Schutz der Allgemeinheit, 
fest. Sie enthält die Begründung des Rechtsanspruchs 
auf Tuberkulosehilfe und bezeichnet die 4 Gruppen 
der Leistungen. Absatz 2 verpflichtet die Landes- 
fürsorgeverbände zum Eingreifen stets dann, wenn 
andere Hilfe nicht rechtzeitig zu erlangen ist. 

Zu § 2 

§ 2 umfaßt in Einzelaufzählung die Gesamtheit 
aller erforderlichen medizinischen Maßnahmen, so 
daß die Gewährung jeder Art von Heilbehandlung, 
die nach dem ärztlichen Urteil erforderlich ist, ge- 
währleistet ist. Auch diese Vorschrift entspricht den 
Beschlüssen der 2. Wahlperiode. 

Zu § 3 

Die Fassung enthält unverändert die in der 
2. Wahlperiode beschlossene Fassung. Entsprechend 
der fürsorgerischen Aufgabe des Gesetzes bezieht 
sich die Eingliederungshilfe nicht nur auf Maß- 
nahmen zur Erlangung oder Wiedererlangung einer 
Erwerbstätigkeit, sondern darüber hinaus auch auf 
die Maßnahmen, durch die dem nicht mehr voll Er- 
werbsfähigen oder dem nicht im Erwerbsleben 
Stehenden die Ausübung einer angemessenen Tätig- 
keit ermöglicht wird, z. B. der nach Operation oder 
Amputation behinderten Hausfrau die Ausübung 
ihres Berufes in dem alten Umfang oder Schwer- 
behinderten die Ausübung irgendeiner Tätigkeit, 
die ihrem Leben einen Sinn gibt. 


Zu § 4 

Die Fassung entspricht in Absatz 1 dem Beschluß 
der 2. Wahlperiode. Absatz 2 wird hinsichtlich der 
Familienbesuche ergänzt, die ermöglicht werden 
sollen, soweit sie der Heilung dienlich sind; 
diese Maßnahme kann dazu beitragen, daß die Kur- 
verweigerungen und die Kurabbrüche verringert 
werden. Absatz 3 des Regierungsentwurfs wird 
nach einer Anregung des Bundesrates teilweise in 
§ 18 Abs. 2 eingearbeitet. 

Dem Ausschuß liegt ganz besonders daran, daß 
die Landesfürsorgeverbände von den Möglich- 
keiten zur Verbesserung der Wohnverhältnisse 
reichlich Gebrauch machen. Aus diesem Grunde ist 
die Beteiligung des Bundes an der Hälfte der hier- 
zu erforderlichen Aufwendungen vorgesehen. Im 
Jahre 1955 waren im Bundesgebiet einschließlich 
Berlin 39 555 Kranke mit ansteckender Lungen- 
tuberkulose ohne eigenes Zimmer, 2525 sogar ohne 
eigenes Bett; in 7 Ländern, die Zahlen hierüber zur 
Verfügung stellten, befanden sich in mehr als 
14 000 überfüllten Wohnungen Offentuberkulöse. 
Wenn auch zu hoffen ist, daß die Zahlen in den 
3 seither vergangenen Jahren geringer geworden 
sind, ergibt sich doch, daß verstärkte Maßnahmen 
zur Verhütung der Ansteckung dringend geboten 
sind. 


Zu § 5 

Die Vorschrift entspricht den Beschlüssen der 
2. Wahlperiode. Sie füllt eine Lücke aus, indem sie 
die Frage nach dem Kostenträger der für notwendig 
gehaltenen vorbeugenden Maßnahmen beantwortet, 
die bei der von dem Gesundheitsamt in jedem 
Krankheitsfall durchgeführten Umgebungsuntersu- 
chung immer wieder entsteht. 


Zu § 6 

Die Fassung weicht von der in der 2. Wahlperiode 
beschlossenen in drei Punkten ab. Die Erwähnung 
der unehelichen Kinder paßt sich in Nr. 4 und 4 a 
den entsprechenden Vorschriften der Rentenneu- 
regelungsgesetze an. Die Erwähnung der bereits 
vor der Erkrankung eines Familienangehörigen von 
der Fürsorge unterstützten Familie stellt klar, daß 
neben dem Landesfürsorgeverband kein weiterer 
Fürsorgeträger für die Sicherung des Lebensbedarfs 
Tuberkulosekranker und ihrer Familien zuständig 
ist. Der Personenkreis ist bei allen Fällen, bei 
denen es auf die Gewährung des Unterhaltes an- 
kommt, derart erweitert, daß nunmehr Unterhalts- 
gewährung jeder Art ausreicht. 


Zu § 7 

Die sachliche Zuständigkeit wird entsprechend 
dem bisherigen Recht dem Landesfürsorgeverband 
übertragen, da die Maßnahmen überörtlich geplant, 
finanziert und, soweit nicht § 21 etwas anderes vor- 
sieht, auch durchgeführt werden müssen. 
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Zu § 8 

Die Fassung entspricht mit geringfügigen Ände- 
rungen der in der 2. Wahlperiode beschlossenen. 

Zu § 9 

Die Fassung entspricht der in der 2. Wahlperiode 
beschlossenen. Der Antrag ist nicht ansprudis- 
begründend, jedoch zur ordnungsgemäßen Abwick- 
lung des Verfahrens grundsätzlich erforderlich. 

Zu § 10 

Die Fassung stimmt mit der in der 2, Wahlperiode 
beschlossenen überein. Im gleichen Umfang wie bei 
der Heilbehandlung sind auch bei der Durchführung 
von Eingliederungsmaßnahmen das Einkommen und 
das Vermögen des Kranken oder Genesenden zu 
schonen, damit dieser sich nicht durch die Sorge 
um das Schicksal seiner Familie davon abhalten 
läßt, rechtzeitig die Heilbehandlung anzutreten 
oder sich auf eine neue Eingliederung in das Arbeits- 
leben vorzubereiten. 


Zu § 11 

Die Eassung entspricht mit geringfügigen Abwei- 
chungen der während der 2. Wahlperiode beschlos- 
senen. Die Verdienstgrenze in Nr. 1 ist jedoch auf 
660 DM erhöht, was der Verdienstgrenze für die 
Versicherungspflicht der Angestellten in der Kran- 
kenversicherung entspricht. Die Erhöhung für Fami- 
lienangehörige kann nur dann eintreten, wenn diese 
von dem Kranken oder seinem Ehegatten über- 
wiegend unterhalten werden. Da diese Einschrän- 
kung in § 6 fortgefallen ist, muß sie hier angeführt 
werden. Der Ausschuß ist der Ansicht, daß im 
Unterschied zum bisherigen Recht bei der Über- 
nahme von Kosten durch die öffentliche Hand auch 
das Vermögen zu berücksichtigen ist. Er legte aber 
Wert darauf, daß dies nur dann in Betracht kommt, 
wenn hierdurch die soziale Lage des Kranken und 
seiner Familie nicht auf lange Sicht beeinträchtigt 
wird. 

Zu §§ 12 bis 16 

Die Fassung dieser, die Eingliederungshilfe näher 
umreißenden Vorschriften entspricht der in der 
2. Wahlperiode beschlossenen. Der Ausschuß legte 
großen Wert auf die Ausgestaltung der Maßnah- 
men für die berufliche und soziale Rehabilitation. 
Sie sind in besonderer Weise geeignet, den Erfolg 
der Heilbehandlung zu sichern und damit Rückfälle 
zu verhüten. Sie sind aber dafür auch dringend er- 
forderlich, wie die Erfahrungen der Praxis zeigen. 
Es ist bisher sehr viel geschehen, um die Heilung 
zu erreichen. Wenn man aber nach erreichter Hei- 
lung den Kranken ohne Hilfe dem Kampf um eine 
neue Existenz preisgibt, setzt man alles Erreichte 
aufs Spiel. Zu Eingliederungsmaßnahmen soll mög- 
lichst schon während der stationären Behandlung 
über die in § 2 Abs. 2 Satz 2 vorgesehene Beschäf- 
tigungstherapie hinaus nach § 14 Abs. 3 Gelegen- 
heit geboten werden. Die Zusammenarbeit aller 
berufenen Stellen zur Entwicklung eines Eingliede- 


rungsplanes ist eine wichtige Voraussetzung für die 
zweckmäßige Beratung des Kranken. In besonde- 
rem Maße werden sich die Landesfürsorgeverbände 
nach § 16 der nachgehenden Hilfe anzunehmen 
haben, einer fürsorgerischen Aufgabe, deren Bedeu- 
tung für die Sicherung des Heilerfolges nicht un- 
terschätzt werden darf. Hier werden auch neue 
Wege gefunden und beschriften werden müssen. 
Eür arbeitswillige Kranke, die auf nicht absehbare 
Zeit von der Außenwelt abgeschlossen leben müs- 
sen, soll die Gelegenheit zur Ausübung einer ge- 
eigneten Tätigkeit geschaffen werden, damit sie ihr 
Los leichter tragen können. 

Zu §§ 17 und 18 

Auch die Fassung der beiden Vorschriften, die 
Voraussetzung und Umfang der wirtschaftlichen 
Hilfe regeln, entspricht mit geringfügigen Ergän- 
zungen der in der 2. Wahlperiode beschlossenen. 
Nach § 17 Abs. 2 soll sich die Möglichkeit, andere 
Personen den Familienangehörigen gleichzustellen, 
nicht auf diejenigen beschränken, die nach gesetz- 
licher oder vertraglicher Regelung zum Kreise der 
Unterhaltsberechtigten gehören, vielmehr sollen 
auch diejenigen berücksichtigt werden, denen gegen- 
über eine sittliche Pflicht besteht. Der Ausschuß 
konnte sich nicht entschließen, die Gesamtheit der- 
jenigen Personen einzubeziehen, denen der Kranke 
Unterhalt gewährt hat, solange keine Gefährdung 
innerhalb der Wohngemeinschaft besteht. In § 18 
Abs. 2 ist aus der früheren Fassung des § 4 Abs. 3 
die den Mehrbedarf betreffende Vorschrift über- 
nommen. Soweit die Erkrankung an Tuberkulose 
Veranlassung zur Anerkennung eines Mehrbedarfs 
bietet, sehen die Vorschriften dieses Gesetzes, ins- 
besondere § 4 Abs. 2 Nr. 1 und § 18 Abs. 2 Satz 1, 
das Erforderliche vor in einem Ausmaß, das die 
20Voige Erhöhung des Fürsorgerichtsatzes nach 
§ 10 b RGr erheblich übersteigt. 

Zu § 19 

Die Fassung stimmt mit der in der 2. Wahlperiode 
beschlossenen überein. Wenn auch einerseits die 
Leistungen ausTeichend zu bemessen sind, so ist es 
doch nicht erforderlich, den Berechtigten Leistungen 
zur Sicherung des Lebensunterhaltes für die gleiche 
Zeit durch 2 Stellen, d. h, also doppelt, zuzuwenden. 
Deshalb soll dem LFV die Möglichkeit eingeräumt 
werden, Kostenersatz von dem Dritten zu verlangen, 
der dem Kranken oder Genesenen oder einem 
Familienangehörigen eine Leistung zur Deckung 
des Lebensbedarfes schuldet, wenn und soweit der 
LFV eine geringere Leistung hätte gewähren müs- 
sen, falls der Dritte die ihm obliegende Leistung in 
dem Zeitpunkt bewirkt hätte, für den sie bestimmt 
ist. Der Empfänger der Tuberkulosiehilfe wird hier- 
durch wirtschaftlich so gestellt, wie wenn der Dritte 
rechtzeitig gezahlt hätte. 

Zu § 20 

Da die Leistungen so bemessen sind, daß sie den 
anzuerkennenden Bedarf nicht übersteigen, hielt der 
Ausschuß es für erforderlich, daß die Leistungen 
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auch dann nicht gemindert werden, wenn zuvor 
Überzahlungen erfolgt sind. Von diesem Grundsatz 
muß allerdings dann eine Ausnahme gelten, wenn 
die Überzahlung durch wissentlich falsche Angaben 
oder durch absichtliches Verschweigen wesentlidier 
Veränderungen herbeigeführt worden ist. 

Zu § 21 

Die Fassung entspricht dem Beschluß des 2. Bun- 
destages. Der Ausschuß konnte sich nicht entschlie- 
ßen, dem Vorschlag des Bundesrates auf Streichung 
der Vorschriften zu entsprechen. Er erblickt in dieser 
Vorschrift keinen Verstoß gegen Artikel 84 Abs, 1 
GG. Ohne eine Regelung für die Mitwirkung der 
Landkreise und der kreisfreien Städte bei der 
Gewährung der wirtschaftlichen Hilfe wäre das Ge- 
setz nicht so durchführbar, wie es die Bekämpfung 
dieser Krankheit erfordert. Die vorgesehene Rege- 
lung entspricht dem derzeit geltenden Bundesrecht. 
Zudem ist diese Regelung nicht nur eine Regeilung 
der Zuständigkeit und des Verwaltungsverfahrens; 
sie hat vielmehr zugleich einen materiellen Ein- 
schlag, ändern sie einerseits die Leistungen dem 
Kranken und seiner Familie recht nahebringt, ande- 
rerseits mit dem Verbot der Koistenbeteiligung der 
Stadt- und Landkreise, das auch das Verbot einer 
Interessenquote enthält, die gleichmäßige Anwen- 
dung der Richtlinien ohne Rücksicht auf die finan- 
zielle Lage der einzelnen Kreise erleichtert. 

Zu § 22 

Die Fassung entspricht nur hinsichtlich der Rege- 
lung für die Bundesbediensteten der in der 2. Wahl- 
periode beischlosisenen. Sie ist hinsichtlich dieses 
Personenkrefses der durch die Verankerung des 
Rechtsanspruches in § 1 gebotenen Systematik an- 
gepaßt. Im übrigen hat der Ausschuß dem Vorschlag 
des Vermittlungsausschusses Rechnung getragen 
■und die entsprechende Regelung für die Beamten 
der Länder und der Gemeinden der Landesgesetz- 
gebung überlassen. 

Zu § 23 

Die Vorschrift entspricht dem Beschluß der 
2. Wahlperiode. 

Zu § 24 

Die Vorschrift entspricht dem Beschluß des 2. Bun- 
destages. Eingefügt sind jedoch die Such tk ran khei- 
ten, da nach den Freiheitsentziehungsgesetzen 
einiger Länder auch Suchtkranke aus techniischen 
Gründen auf Grund richterlicher Anordnung in Heil- 
anstalten unter geh rächt werden. 

Zu § 25 

Die Fassung entspricht dem Beschluß der 2. Wahl- 
periode. 

Zu § 26 

Die Fassung entspricht im wesentlichen dem Be- 
schluß der 2. Wahlperiode. In Absatz 3 wurde die 


* für das Gesundheitsamt vorgesehene Ermächtigung 
; dahin ausgedehnt, daß der Antrag nunmehr für alle 
Berechtigten, also auch für die Familienangehörigen, 
gestellt werden kann. Gemäß der den Gesundheits- 
ämtern gestellten Aufgabe wird von dieser Ermäch- 
tigung nur dann Gebrauch gemacht v/erden können, 
wenn dies aus Gründen der Seuchenbekämpfung ge- 
boten ist. 

Dadurch, daß allen Stellen, die Leistungen zur Be- 
kämpfung der Tuberkulose gewähren, zur Pflicht 
gemacht wird, das Gesundheitsamt am Bewilli- 
gimgs verfahren zu beteiligen, erhält dieses seiner 
zentralen ärztlichen Stellung entsprechend die Mög- 
! llchkeit, zu Art und Höhe der in Aussicht genomme- 
I nen Leistung Stellung zu nehmen. Es kann welter- 
gehende Maßnahmen, die ihm erforderlich erschei- 
nen, bei der zuständigen Stelle anregen, und gege- 
benenfalls den Landesfürsorgeverband darauf auf- 
merksam machen, wenn eine Ergänzung der Lei- 
stungen nötig ist. Dadurch, daß allgemein zugelas- 
sen wird, daß der Antrag beim Gesundheitsamt ge- 
stellt wird, wird das Verfahren für den Kranken 
wesentlich erleichtert; das Gesundheitsamt wird aus 
seiner Kenntnis zu prüfen haben, welche Stelle zu- 
ständig ist, und den Antrag dorthin weiterleiten. 

Zu § 27 

Die Fassung entspricht inhaltlich dem Beschluß 
der 2. Wahlperiode. Durch die Änderung des Ab- 
satzes 2 wird klargestellt, daß nur die Zusammen- 
arbeit der Träger angesprochen ist und das Verhält- 
I nis des jeweiligen Trägers zum Kranken nicht be- 
! rührt wird. In Absatz 4 ist der Beginn der Frist vor- 
verlegt, bei deren Ablauf der Landesfürsorgever- 
band spätestens die Initiative zur Bildung der 
Arbeitsgemeinschaft ergreifen soll. 

Zu § 28 

Die Fassimg entspricht mit geringen redaktionel- 
len Änderungen der in der 2. Wahlperiode beschlos- 
senen. Durch die Änderung des Absatzes 3 soll fest- 
gelegt werden, daß die Verpflichtung des Dienst- 
herrn zur Gewährung von Eingliederungshilfe 
nicht mit der Beendigung des Dienstverhältnisses 
erlischt. 

Zu § 29 

Im Unterschied zu der in der 2. Wahlperiode be- 
schlossenen Fassung soll der Landesfürsorgeverband 
nunmehr auch gegenüber den Trägem der gesetz- 
lichen Rentenversicherungen auf deren Verlangen 
zur Übernahme der Heilbehandlung und der Einglie- 
derirngsMlfe verpflichtet werden. 

Zu § 30 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen der in 
der 2. Wahlperiode beschlossenen Fassung. Dem 
Fürsorgecharakter des Gesetzes entsprechend muß 
die Praxis in erster Linie versuchen, den Kranken 
und seine Familie mit den fürsorge rischen Metho- 
den der Aufklärxmg und der Beratung davon zu 
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überzeugen, daß ihr Verhalten von wesentlicher 
Bedeutung ist für die Förderung und die Sicherung 
der Heilung und für den Schutz der Umgebung vor 
Ansteckung. Falls diese Mittel nicht ausreichen, muß 
die Gewährung der Leistungen von Weisungen ab- 
hängig gemacht werden, damit mißbräuchlicher Aus- 
nutzung der gesetzlichen Hilfsmaßnahmen vorge- 
beugt wird. Eine Kürzung der Barleistungen und ihr 
vorübergehender Entzug kommen nur dann in Be- 
tracht, wenn auch ein schriftlicher Hinweis auf diese 
Folge des Verhaltens den Kranken oder den son- 
stigen Berechtigten nicht zur Einsicht führt; die Ent- 
ziehung der Heilbehandlung ist nicht mehr vorgese- 
hen. Bei schwerwiegenden ärztlichen Eingriffen ist 
die Freiheit der Entscheidung des Kranken ausdrück- 
lich Vorbehalten. Vor der Anwendung strenger Mit- 
tel werden Fürsorge und Sozialversicherung ver- 
ständliche Wünsche und Sorgen des Kranken zu 
würdigen haben. 

Zu § 31 

Die Vorschrift entspricht der in der 2. Wahl- 
periode beschlossenen Fassung. 

Zu § 32 

Der Ausschuß hat sich dem Wunsche des Bundes- 
rates und dem Vorschläge des Vermittlungsaus- 
schusses angeschlossen, denen auch die Regierungs- 
vorlage gefolgt ist, die Abgrenzung zwischen den 
Aufgaben der Landesfürsorgeverbände einerseits 
und den Trägern der gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen andererseits nicht ausschließlich durch Ver- 
einbarungen oder Richtlinien vornehmen zu lassen, 
sondern sie gesetzlich festzulegen. Auf diese Weise 
soll die gleichmäßige Abgrenzung des Personen- 
kreises und der Leistungen für das ganze Bundes- 
gebiet und die Stabilität dieser Aufgabenteilung er- 
reicht werden. 

Entsprechend der schon vor der Rentenneurege- 
lung von der Mehrzahl der Rentenversicherungs- 
träger befolgten Übung sind außer den Versiicherten 
und den Beziehern von Renten wegen Erwerbs- 
oder Berufsunfähigkeit auch die übrigen Rentner 
und die Familienangehörigen in die Regelung ein- 
bezogen. Wie den Beschädigten des Krieges, den 
Unfallversicherten und, nach dem vorliegenden Ent- 
wurf, den Empfängern der Tuberkulosehilfe soll 
auch diesen Personen ein Rechtsanspruch einge- 
räumt werden auf die für den Fall ihrer Erkrankung 
an Tuberkulose vorgesehenen Maßnahmen, damit der 
sozialversicherte Personenkreis auf diesem Sonder- 
gebiet, das schon seit langer Zeit besondere recht- 
liche Regelungen kennt, den gleichen Rechtsschutz 
genießt wie die übrigen Personenkreise. 

Die Maßnahmen sollen nicht nur den Kranken 
gewährt werden, bei denen Aussicht auf eine we- 
sentliche Besserung der Erwerbsfähigkeit besteht, 
sondern auch allen übrigen. Es ist ein Gebot der 
Menschlichkeit, zu vermeiden, daß den Schwerkran- 
ken aus Gründen der Zuständigkeitsregelung be- 
kannt wird, daß der Arzt keine Aussicht auf Hei- 
lung sieht. Außerdem gebietet sich diese Regelung, 


weil sich in vielen Fällen bei der Feststellung der 
Behandlungsbedürftigkeit noch nicht mit Sicherheit 
beurteilen läßt, ob die Erwerbsfähigkeit wesentlich 
gebessert werden kann. Dieses Moment kann daher 
nicht zum Kriterium der Zuständigkeit, sei es des 
Rentenversicherungsträgers, sei es des Landesfür- 
sorgeverbandes, gemacht werden. 

Da die Versicherungsträger nach der vorge- 
sehenen Regelung eine Aufgabe übernehmen sol- 
len, die nach der bisherigen Auffassung nicht zu den 
versicherungsmäßigen Aufgaben gehört, ist der Er- 
satz ihrer Aufwendungen aus Mitteln des Bundes 
nach der in 36 Abs. 2 festgelegten Regel vorge- 
sehen. 


Zu § 33 

Die Fassung entspricht der in der 2. Wahlperiode 
beschlossenen miit der Maßgabe, daß ebenso wie 
bei § 11 die Verdienstgrenze auf 660 DM erhöht 
werden soll. 


Zu § 34 

Die Fassung entspricht der in der 2. Wahlperiode 
beschlossenen. 


Zu § 35 

Die Fassung entspricht dem Vorschlag des Ver- 
mittlungsausschusses imter Anpassung des Ab- 
satzes 3 an die Neufassung des § 36. 


Zu § 36 

Der Ausschuß hielt es für geboten, über die Vor- 
schläge des Vermittlungsausschusses und der Regie- 
rungsvorlage hinausgehend, den Bund an den Ko- 
sten zu beteiligen, die den Landesfürsorgeverbän- 
den durch die Gewährung von Leistungen in den 
Dauerbehandlungsfällen des § 2 Abs. 2 Nr. 1 ent- 
stehen. Diese Kostenbeteiligung war bereits in der 
2. Wahlperiode beschlossen. Der Vermittlungsaus- 
schuß hat ihren Fortfall vorgesehen als Ausgleich 
für die Erhöhung des Bundesanteils an den Dauer- 
behandlungskosten der Rentenversicherungsträger. 
Durch die Wiederherstellung der Bundesbeteiligung 
an diesen Kosten der Landesfürsorgeverbände er- 
höhen sich die auf den Bund entfallenden Kosten 
um etwa 5 bis 6 Millionen DM jährlich im Vergleich 
zur Regierungsvorlage. Eines Deckungsvorschlages 
bedarf es aber nicht, da nach den wider Erwarten 
niedrigen Schätzungen der Länder für die nach der 
Regierungsvorlage vorgesehene Kostenbeteiligung 
des Bundes anzunehmen ist, daß der auf 30 Millio- 
nen DM festgelegte Haushaltsansatz auch hierfür 
noch ausreicht. Eine weitergehende Beteiligung des 
Bundes an den Kosten der Heilbehandlung hält der 
Ausschuß nicht für gerechtfertigt. 

Die Einfügung des Absatzes 3 entspricht einem 
Vorschlag des Bundesrates. 
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Zu § 36 a 

Im Sinne der Anregung des Bundesrates hat der 
Ausschuß nach einem Vorschlag der Vertreter der 
Bundesregierung eine Übergangsregelung vorge- 
sehen, die sich auf diejenigen Personen bezieht, die 
vor dem Erlaß des Gesetzes erkrankt sind. Grund- 
sätzlich sollen auch auf diese Personen die Vor- 
schriften dieses Gesetzes nach den im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Gesetzes bestehenden Verhält- 
nissen angewendet werden. Im Interesse aller Kran- 
ken liegt es, daß der Übergang auf das neue Recht 
so reibungslos wie möglich vollzogen wird. Es ist 
jedoch damit zu rechnen, daß ein großer Teil der 
Kranken innerhalb eines halben Jahres klinisch 
geheilt sein wird. Die Überführung aller Kranken, 
für die sich die Zuständigkeit ändert, in die neue 
Zuständigkeit, würde, wenn sie zu einem be- 
stimmten Stichtag erfolgen sollte, von der Verwal- 
tung nur unter Zurückstellung anderer, gleichfalls 
wichtiger Aufgaben bewältigt werden können. Der 


Entwurf sieht deshalb eine halbjährige Frist für die 
Übernahme der stationären Behandlungsfälle vor. 


Zu § 37 

Die Fassung entspricht der von dem 2. Bundestag 
beschlossenen. Absatz 3 wurde überflüssig, da be- 
reits § 36 Abs. 3 eine Übergangsregelung enthält. 
Die Stadtstaatenklausel (Absatz 5) wurde auf § 26 
ausgedehnt. 


Zu § 38 

Die Fassung entspricht der in der 2. Wahlperiode 
beschlossenen. Der Ausschuß hielt es jedoch für 
richtig, den Zeitpunkt des Inkrafttretens nicht von 
der Verkündung im Bundesgesetzblatt abhängig zu 
machen, sondern auf den Beginn des neuen Haus- 
! haltsjahres festzulegen. 


Bonn, den 26. November 1958 


Firau Niggemeyer 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 349 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 26. November 1958 


Der Ausschuß für Kommunalpolitik 
und öffentliche Fürsorge 


Dr. Willeke 

Vorsitzender 


Frau Niggemeyer 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Tuberkulosehilfe 
— Drucksache 349 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Kommunalpolitik 
und öffentliche Fürsorge 
(9. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über die Tuberkiilosehilfe 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Gegenstand der Tuberkulosehilfe 

§ 1 

Anspruch auf Tuberkulosehilfe 

(1) Zur Förderung und Sicherung der Heilung Er- 
krankter und zum Schutz der Allgemeinheit gegen 
die Übertragung der Tuberkulose werden als Tuber- 
kulosehilfe 

1. Heilbehandlung, 

2. Eingliederungshilfe, 

3. wirtschaftliche Hilfe, 

4. vorbeugende Hilfe 

nach Maßgabe dieses Gesetzes gewährt, soweit die 
Hilfe nicht anderweitig gesetzlich sichergestellt oder 
nach den wirtschaftlichen und persönlichen Ver- 
hältnissen im Einzelfall nicht erforderlich ist. 

(2) Soweit nach Absatz 1 kein Anspruch besteht, 
ist Tuberkulosehilfe unverzüglich zu gewähren, 
wenn Grund zu der Annahme besteht, daß andern- 
falls die notwendigen Maßnahmen nicht rechtzeitig 
durchgeführt werden. Dies gilt insbesondere, wenn 
die Zuständigkeit einer zur Gewährung der Hilfe 
verpflichteten Stelle nicht rechtzeitig geklärt wer- 
den kann oder nicht anerkannt ist, oder wenn die 
Prüfung der wirtschaftlichen und persönlichen Ver- 
hältnisse im Einzelfall nicht rechtzeitig durchgeführt 
werden kann. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über die Tuberkulosehilfe 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Gegenstand der Tuberkulosehilfe 

§ 1 

Anspruch auf Tuberkulosehilfe 

(1) Zur Förderung und Sicherung der Heilung Er- 
krankter und zum Schutz der Allgemeinheit gegen 
die Übertragung der Tuberkulose werden als Tuber- 
kulosehilfe 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

nach Maßgabe dieses Gesetzes gewährt. Soweit die 
erforderliche Hilfe anderweitig gesetzlich sicherge- 
stellt oder nach den wirtschaftlichen und persön- 
lichen Verhältnissen im Einzelfall nicht erforderlich 
ist, besteht kein Anspruch auf Tuberkulosehilfe. 

(2) Soweit nach Absatz 1 kein Anspruch besteht 
oder der Anspruch noch nicht festgestellt ist, ist 

Tuberkulosehilfe unverzüglich zu gewähren, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß andemfalls die 
notwendigen Maßnahmen nicht rechtzeitig durchge- 
führt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Zu- 
ständigkeit einer zur Gewährung der Hilfe ver- 
pflichteten Stelle nicht rechtzeitig geklärt werden 
kann oder nicht anerkannt ist, oder wenn die Prü- 
fung der wirtschaftlichen und persönlichen Verhält- 
nisse im Einzelfall nicht rechtzeitig durchgeführt 
werden kann. 
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§ 2 

Heilbehandlung 

(1) Die Heilbehandlung umfaßt 

1. stationäre Krankenhaus- und Heilstätten- 
behandlung einschließlich der Dauer- 
behandlung, 

2. stationäre Beobachtung zur Feststellung 
der Notwendigkeit stationärer Kranken- 
haus- oder Heilstättenbehandlung oder 
zur Klärung diagnostischer oder therapeu- 
tischer Fragen, 

3. ambulante Behandlung einschließlich der 
hierzu notwendigen Kontrolluntersuchun- 
gen und der Arznei-, Verband- und Heil- 
mittelversorgung, 

4. Versorgung mit Körperersatzstücken so- 
wie orthopädischen und anderen Hilfsmit- 
teln im Zusammenhang mit der Heil- 
behandlung, 

5. häusliche Pflege, 

6. notfalls Behandlung in Kur- und Bade- 
orten. 

(2) Die stationäre Behandlung schließt die gleich- 
zeitige Behandlung anderer Erkrankungen ein; sie 
schließt auch Zahnbehandlung und Zahnersatz ein, 
soweit diese für die Vorbereitung oder Durchfüh- 
rung der stationären Behandlung erforderlich sind. 
Zur stationären Behandlung gehören auch Maß- 
nahmen zur Erhaltung oder Wiederherstellung der 
Erwerbsfähigkeit. 

§ 3 

Eingliederungshilfe 

Die Hilfe zur Eingliederung in das Arbeitsleben 
umfaßt 

1. Hilfe zur Schulbildung, 

2. Hilfe zur Berufsausbildung, -fortbildung oder 
-Umschulung oder zur Befähigung für eine an- 
dere Tätigkeit, 

3. Hilfe zur Unterbringung im Beruf oder in 
einer anderen Tätigkeit, 

4. nachgehende Hilfe, 

soweit die Erkrankung besondere Maßnahmen er- 
fordert, im Zusammenhang mit Maßnahmen nach 
Nummer 1 oder 2 auch die Versorgung mit Körper- 
ersatzstücken sowie mit orthopädischen und ande- 
ren Hilfsmitteln. 

§ 4 

Wirtschaftliche Hilfe 

(1) Die wirtschaftliche Hilfe umfaßt 

1. Lebensunterhalt für den Kranken und 
seine Familienangehörigen, 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
§ 2 

Heilbehandlung 

(1) Die Heilbehandlung umfaßt 

1. unverändert 

2. stationäre Beobachtung zur Feststellung 
der Notwendigkeit stationärer Behand- 
lung oder zur Klärung diagnostischer oder 
therapeutischer Fragen, 

3. unverändert 


4. Versorgung mit Körperersatzstücken so- 
wie mit orthopädischen und anderen Hilfs- 
mitteln im Zusammenhang mit der Heilbe- 
handlung, 

5. unverändert 

6. unverändert 

(2) Die stationäre Behandlung schließt die gleich- 
zeitige Behandlung anderer Erkrankungen ein; sie 
schließt auch die zahnärztliche Behandlung und 
die Versorgung mit Zahnersatz ein, soweit diese 
für die Vorbereitimg oder Durchführung der statio- 
nären Behandlung erforderlich sind. Zur stationären 
Behandlung gehören auch Maßnahmen zur Erhal- 
tung oder Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit. 

§ 3 

unverändert 


§ 4 

Wirtschaftliche Hilfe 

(1) Die wirtschaftliche Hilfe umfaßt 

1. Lebensunterhalt für den Kranken oder 
Genesenen und seine Familienangehö- 
rigen, 
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2. Taschengeld für den Kranken während der 
Dauer der stationären Krankenhaus- oder 
Heilstättenbehandlung und der stationä- 
ren Maßnahmen der Eingliederung in das 
Arbeitsleben, 

3. Ergänzung von Hausrat, Bekleidung und 
Heizung für den Kranken und seine tuber- 
kulös egefährdeten oder -bedrohten Fami- 
lienangehörigen. 

(2) Die wirtschaftliche Hilfe ist nach dem Be- 
dürfnis des Einzelfalles auszudehnen auf . 

1. besondere Ernährung für den Kranken 
und seine tuberkulosegefährdeten oder 
-bedrohten Familienangehörigen, 

2. Beihilfen zur Haltung von Ersatzkräften 
im Haushalt oder Kleinbetrieb, 

3. Mitwirkung bei der Wohnungsbeschaf- 
fung. 

Zur Verbesserung der Wohnverhältnisse können 
Beihilfen oder Darlehen gewährt werden. 


(3) Die wirtschaftliche Hilfe schließt sonstigen 
nach fürsorgerechtlichen Grundsätzen notwendigen 
Lebensbedarf des Kranken und seiner Familien- 
angehörigen ein, Mehrbedarf jedoch nur, soweit er 
nicht wegen der Erkrankung an Tuberkulose an- 
zuerkennen ist. 


§ 5 

Vorbeugende Hilfe 

(1) Die vorbeugende Hilfe umfaßt alle Maßnah- 
men, die geeignet sind, tuberkulosegefährdete oder 
■bedrohte Personen gegen die Übertragung der 
Krankheit oder eine erneute Erkrankung wider- 
standsfähig zu machen. 

(2) Vorbeugende Hilfe ist für Minderjährige und 
ihre Mütter zu gewähren, wenn sie in Wohngemein- 
schaft mit einem Kranken leben, der an einer an- 
steckungsfähigen Tuberkulose leidet. Sie kann auch 
für andere minderjährige oder volljährige tuber- 
kulosegefährdete oder -bedrohte Personen aus der 
Umgebimg eines an einer aktiven, behandlungs- 
bedürftigen Tuberkulose leidenden Kranken und 
für den Genesenen gewährt werden. 

§ 6 

Familienangehörige 

Familienangehörige des Kranken im Sinne des 
Gesetzes sind 

1. der Ehegatte, 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

2. Taschengeld für den Kranken oder Ge- 
nesenen während der stationären Behand- 
lung und der stationären Eingliederungs- 
maßnahmen, 

3. Ergänzung von Hausrat, Bekleidung und 
Heizung für den Kranken oder Genesenen 
und seine tuberkulosegefährdeten oder 
-bedrohten Familienangehörigen. 

(2) Die wirtschaftliche Hilfe ist nach dem Be- 
dürfnis des Einzelfalles auszudehnen auf 

1. besondere Ernährung für den Kranken 
oder Genesenen und seine tuberkulosege- 
fährdeten oder -bedrohten Familienange- 
hörigen, 

2. unverändert 

3. unverändert 

Die wirtschaftliche Hilfe kann nach dem Bedürfnis 
des Einzelfalles ausgedehnt werden auf Beihilfen 
oder Darlehen zur Verbesserung der Wohnverhält- 
nisse und auf Beihilfen für den Besuch naher An- 
gehöriger während der stationären Behandlung und 
der stationären Eingliederungsmaßnahmen. 

(3) Die wirtschaftliche Hilfe ist ferner auszudeh- 
nen auf sonstigen nach fürsorgerechtlichen Grund- 
sätzen notwendigen Lebensbedarf des Kranken oder 
Genesenen und seiner Familienangehörigen. 


§ 5 

unverändert 


§ 6 

Familienangehörige 

Familienangehörige dm Sinne des Gesetzes sind 
1. unverändert 
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2. die ehelidien und die für ehelich erklärten 
Kinder, 

3. die an Kindes Statt angenommenen Kinder, 

4. die unehelichen Kinder, 


5. die Pflegekinder, die Stiefkinder und die 
Enkel, 

6. Verwandte des Kranken und seines Ehegatten 
in der aufsteigenden Linie, 

7. Adoptiveltern, Stiefeltern und Pflegeeltern, 

8. Geschwister, 

wenn der Kranke oder sein nicht getrennt leben- 
der Ehegatte bis -zur Erkrankung Unterhalt gewährt 
hat, wenn seine gesetzliche Unterhaltspflicht nach 
diesem Zeitpunkt entsteht oder wenn ihnen in 
häuslicher Gemeinschaft mit dem Kranken oder 
seinem nicht getrennt lebenden Ehegatten Unter- 
stützung nach den fürsorgerechtlichen Vorschriften 
gewährt wurde. Die unter Nummer 6 bis 8 genann- 
ten Personen gelten nur dann als Familienangehö- 
rige, wenn sie mit dem Kranken in häuslicher Ge- 
meinschaft leben oder bis zur Erkrankung gelebt 
haben. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Aufgaben der Landesfürsorgeverbände 
§ 7 

Sachliche Zuständigkeit 

Tuberkulosehilfe wird von dem Landesfürsorge- 
verband gewährt, soweit die §§ 22 bis 25 nichts 
anderes bestimmen. 

§ 8 

Örtliche Zuständigkeit 

(1) örtlich zuständig ist der Landesfürsorgever- 
band, in dessen Bereich der Kranke seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt hat. 

(2) Tritt die Behandlungsbedürftigkeit während 
des Aufenthalts in einer Anstalt (§ 9 Abs. 1 der 
Verordnung über die Fürsorgepflicht) oder bei der 
Entlassung aus einer solchen Anstalt ein, so ist der 
Landesfürsorgeverband zuständig, der es unmittel- 
bar vor der Aufnahme in die Anstalt gewesen wäre. 
Hat der Kranke unmittelbar vor der Aufnahme kei- 
nen gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes gehabt oder ist ein solcher nicht 
zu ermitteln, so ist der Landesfürsorgeverband zu- 
ständig, in dessen Bereich sich der Kranke unmit- 
telbar vor der Aufnahme in die Anstalt tatsächlich 
aufgehalten hat. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. die unehelichen Kinder eines männlichen 
Kranken oder Genesenen, wenn seine Vater- 
schaft oder seine Unterhaltspflicht anerkannt 
oder festgestellt ist, 

4a. die unehelichen Kinder einer Kranken oder 
Genesenen, 

5. u n verändert 

6. Verwandte des Kranken oder Genesenen und 
seines Ehegatten in der aufs teigenden Linie, 

7. unverändert 

8. unverändert 

wenn der Kranke oder Genesene oder sein nicht 
getrennt lebender Ehegatte bis zur Erkrankung 
Unterhalt gewährt hat, wenn seine gesetzliche Un- 
terhaltspflicht nach diesem Zeitpunkt entsteht oder 
wenn ihnen in häuslicher Gemeinschaft mit dem 
Kranken oder Genesenen oder seinem nicht ge- 
trennt lebenden Ehegatten Unterstützung nach den 
fürsorgerechtlichen Vorschriften gewährt wurde. Die 
unter Nummer 6 bis 8 genannten Personen gelten 
nur dann als Familienangehörige, wenn sie mit dem 
Kranken oder Genesenen in häuslicher Gemein- 
sdiaft leben oder bis zur Erkrankung gelebt haben. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Aufgaben der Landesfürsorgeverbände 
§ 7 

unverändert 


§ 8 

örtliche Zuständigkeit 

(1) örtlich zuständig ist der Landesfürsorgever- 
band, in dessen Bereich der Kranke oder Genesene 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(2) unverändert 
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(3) Ist kein Landesfürsorgeverband nach Absatz 1 
oder 2 zuständig oder zu ermitteln, so ist der Lan- 
desfürsorgeverband zuständig, in dessen Bereich 
sich der Kranke tatsächlich aufhält. 

(4) Andern sich nach der Feststellung der Be- 
handlungsbedürftigkeit durch einen amtlich bestell- 
ten Arzt die die Zuständigkeit begründenden Um- 
stände, so bleibt die bisherige Zuständigkeit bis 
zur Beendigung der eingeleiteten Heilbehandlung 
bestehen, jedoch nicht über den Ablauf des dritten 
auf die Entlassung aus der stationären Kranken- 
haus- oder Heilstättenbehandlung folgenden Monats 
hinaus; im Falle des Absatzes 3 gilt dies nur bis 
zur Ermittlung des nach Absatz 1 oder 2 zuständi- 
gen Landesfürsorgeverbandes. 

(5) In Fällen der Umsiedlung innerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes und der Aufnahme 
von Deutschen aus Gebieten außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes ist der Landesfür- 
sorgeverband vom Zeitpunkt der Umsiedlung oder 
des Eintreffens im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
an örtlich zuständig, in dessen Bereich der Kranke 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt nimmt. Begründet 
der Kranke im Aufnahmeland keinen gewöhnlichen 
Aufenthalt, bestimmt die oberste Landesbehörde 
den örtlich zuständigen Landesfürsorgeverband. In 
Fällen der Rückführung von Evakuierten ist vom 
Zeitpunkt der Rückführung an der Landesfürsorge- 
verband des Ausgangsortes (§§ 1 und 6 des Bun- 
desevakuiertengesetzes) örtlich zuständig. Solange 
der hiernach zuständige Landesfürsorgeverband 
noch nicht feststeht, ist der Landesfürsorgeverband 
zuständig, in dessen Bereich sich der Kranke tat- 
sächlich aufhält. 

(6) In dringenden Fällen sind unaufschiebbare 
Maßnahmen, die außerhalb des gewöhnlichen Auf- 
enthalts des Kranken erforderlich werden, von dem 
Landesfürsorgeverband zu treffen, in dessen Be- 
reich sich der Kranke tatsächlich aufhält. 

§ 9 

Antrag 

Der Landesfürsorgeverband gewährt Tuberkulose- 
hilfe auf Antrag, in dringenden Fällen von Amts 
wegen. 

§ 10 

Kostenbeitrag 

(1) Der Landesfürsorgeverband kann verlangen, 
daß der Kranke oder Genesene und sein nicht 
getrennt lebender Ehegatte nach Maßgabe des § 11 
einen Beitrag zu den Aufwendungen für die Heil- 
behandlung und für die Eingliederung in das Ar- 
beitsleben leisten. 

(2) Der Anspruch auf Kostenbeitrag verjährt 
nach vier Jahren vom Ablauf des Jahres an, in 
dem die Hilfe gewährt worden ist. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

(3) Ist kein Landesfürsorgeverband nach Absatz 1 
oder 2 zuständig oder zu ermitteln, so ist der Lan- 
desfürsorgeverband zuständig, in dessen Bereich 
sich der Kranke oder Genesene tatsächlich aufhält. 

(4) Ändern sich nach der Feststellung der Be- 
handlungsbedürftigkeit durch einen amtlich bestell- 
ten Arzt die die Zuständigkeit begründenden Um- 
stände, so bleibt die bisherige Zuständigkeit bis 
zur Beendigung der eingeleiteten Heilbehandlung 
bestehen, jedoch nicht über den Ablauf des dritten 
auf die Entlassung aus der stationären Behandlung 
folgenden Monats hinaus; im Falle des Absatzes 3 
gilt dies nur bis zur Ermittlung des nach Absatz 1 
oder 2 zuständigen Landesfürsorgeverbandes. 

(5) In Fällen der Umsiedlung innerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes und der Aufnahme 
von Deutschen aus Gebieten außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes ist der Landesfür- 
sorgeverband vom Zeitpunkt der Umsiedlung oder 
des Eintreffens im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
an örtlich zuständig, in dessen Bereich der Kranke 
oder Genesene seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
nimmt. Begründet er im Aufnahmeland keinen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt, bestimmt die von der Lan- 
desregierung bestimmte Behörde den örtlich zustän- 
digen Landesfürsorgeverband, In Fällen der Rück- 
führung von Evakuierten ist vom Zeitpunkt der 
Rückführung an der Landesfürsorgeverband des 
Ausgangsortes (§§ 1 und 6 des Bundesevakuierten- 
gesetzes) örtlich zuständig. Solange der hiernach zu- 
ständige Landesfürsorgeverband noch nicht fest- 
steht, ist der Landesfürsorgeverband zuständig, in 
dessen Bereich sich der Kranke oder Genesene tat- 
sächlich aufhält. 

(6) unverändert 


§ 9 

unverändert 


§ 10 

unverändert 
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§ 11 

Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
bei Heilbehandlung und Eingliederungshilfe 

Bei der Prüfung, ob Heilbehandlung und Einglie- 
derungshilfe nach den wirtschaftlichen und persön- 
lichen Verhältnissen im Einzelfall zu gewähren 
sind, und bei der Festsetzung des Kostenbeitrages 
hat der Landesfürsorgeverband angemessen zu be- 
rücksichtigen 

1. steuerpflichtige Einkünfte des Kranken und 
seines nicht getrennt lebenden Ehegatten, so- 
weit sie während der Dauer der Heilbehand- 
lung oder der Maßnahmen zur Eingliederung 
in das Arbeitsleben monatlich den Betrag von 
660 Deutsche Mark übersteigen; dieser Be- 
trag erhöht sich für jeden tatsächlich über- 
wiegend unterhaltenen Familienangehörigen 
um 60 Deutsche Mark, jedoch insgesamt höch- 
stens um 50 V. H.; 

2. Einsparungen an häuslichen Aufwendungen 
während der Dauer der stationären Heil- 
behandlung und der stationären Maßnahmen 
der Eingliederung in das Arbeitsleben, es sei 
denn, daß im Haushalt des Kranken minde- 
stens ein minderjähriges Kind lebt; 

3. Vermögen des Kranken und seines nicht ge- 
trennt lebenden Ehegatten, es sei denn, daß 
der Verbrauch oder die Verwertung eine nicht 
nur vorübergehende Beeinträchtigung der 
Lebensführung verursachen, die Schaffung 
einer angemessenen wirtschaftlichen Existenz, 
die Einrichtung eines angemessenen Haus- 
standes oder eine Berufsausbildung gefährden, 
eine angemessene Altersversorgung schmälern 
oder aus anderen Gründen eine Härte bedeu- 
ten würde; 

4. Leistungen Dritter auf gesetzlicher oder ver- 
traglicher Grundlage für Kosten der Heil- 
behandlung und der Eingliederung in das Ar- 
beitsleben sowie Ansprüche auf solche Lei- 
stungen. 

§ 12 

Eingliederungsplan 

(1) Die Hilfe zur Eingliederung in das Arbeits- 
leben soll dem Kranken oder Genesenen die 
Überwindung der Auswirkungen der Erkrankung 
nach Möglichkeit erleichtern. 

(2) Der Landesfürsorgeverband hat, wenn Ein- 
gliederungsmaßnahmen nach § 3 Nr. 1 oder 2 er- 
forderlich sind, möglichst frühzeitig einen Einglie- 
derungsplan aufzustellen. Er hat hierbei insbeson- 
dere den Kranken, den behandelnden Arzt, das 
Gesundheitsamt und im Hinblick auf die spätere 
berufliche Eingliederung in das Erwerbsleben die 
zuständige Dienststelle der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung zu 
beteiligen. Ist eine Körperbehinderung im Sinne des 
Körperbehindertengesetzes oder die drohende Ge- 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
§ 11 

Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
bei Heilbehandlung und Eingliederungshilfe 

Bei der Prüfung, ob Heilbehandlung und Einglie- 
derungshilfe nach den wirtschaftlichen und persön- 
lichen Verhältnissen im Einzelfall zu gewähren 
sind, und bei der Festsetzung des Kostenbeitrages 
hat der Landesfürsorgeverband angemessen zu be- 
rücksichtigen 

1. steuerpflichtige Einkünfte des Kranken oder 
Genesenen und seines nicht getrennt lebenden 
Ehegatten, soweit sie während der Heilbehand- 
lung oder der Eingliederungsmaßnahmen 
monatlich den Betrag von 660 Deutsche Mark 
übersteigen; dieser Betrag erhöht sich für 
jeden tatsächlich überwiegend unterhaltenen 
Familienangehörigen um 60 Deutsche Mark, 
jedoch insgesamt höchstens um 50 v. H.; 

2. Einsparungen an häuslichen Aufwendungen 
während der stationären Behandlung und der 
stationären Eingliederungsmaßnahmen, es sei 
denn, daß im Haushalt des Kranken oder 
Genesenen mindestens ein minderjähriges 
Kind lebt; 

3. Vermögen des Kranken oder Genesenen und 
seines nicht getrennt lebenden Ehegatten, es 
sei denn, daß der Verbrauch oder die Verwer- 
tung eine nicht nur vorübergehende Beein- 
trächtigung der Lebensführung verursachen, 
die Schaffung einer angemessenen wirtschaft- 
lichen Existenz, die Einrichtung eines ange- 
messenen Hausstandes oder eine Berufsaus- 
bildung gefährden, eine angemessene Alters- 
versorgung schmälern oder aus anderen Grün- 
den eine Härte bedeuten würde; 

4. unverändert 


§ 12 

Eingliederungsplan 

(1) unverändert 


(2) Der Landesfürsorgeverband hat, wenn Ein- 
gliederungsmaßnahmen nach § 3 Nr. 1 oder 2 er- 
forderlich sind, möglichst frühzeitig einen Einglie- 
derungsplan aufzustellen. Er hat hierbei insbeson- 
dere den Kranken, den behandelnden Arzt, das 
Gesundheitsamt und im Hinblick auf die spätere 
Eingliederung in das Erwerbsleben die zuständige 
Dienststelle der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung zu beteiligen. 
Ist eine Körperbehinderung im Sinne des Körper- 
behindertengesetzes oder die drohende Gefahr 
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fahr einer solchen wahrzunehmen, hat der Landes- einer solchen wahrzunehmen, hat der Landesfür- 
fürsorgeverband auch den Landesarzt zu beteiligen. sorgeverband auch den Landesarzt zu beteiligen. 


§ 13 § 13 

Schulbildung unverändert 

Dem Kranken oder Genesenen ist während der 
stationären Behandlung und im Anschluß hieran 
Hilfe zur Aufnahme der erstrebten, zur Fortsetzung 
der begonnenen oder zur Aufnahme einer anderen 
angemessenen Schulbildung zu gewähren, soweit 
die Schulbildung durch die Erkrankung beeinträch- 
tigt oder verzögert ist. Die Hilfe muß seinen Kräf- 
ten und seiner Eignung entsprechen. Sie ist minde- 
stens im Rahmen der allgemeinen gesetzlichen Be- 
stimmungen über die Schulpflicht zu gewähren, 
notfalls auch über das volksschulpflichtige Alter 
hinaus; die Bestimmungen über die Ermöglichung 
des Schulbesuchs im Rahmen der allgemeinen 
Schulpflicht bleiben unberührt. 


§ 14 § 14 

Berufsausbildung, -fortbildung und -Umschulung unverändert 

(1) Dem Kranken oder Genesenen ist Hilfe zu 
gewähren 

a) zur Berufsausbildung, wenn infolge der 
Erkrankung die erstrebte Ausbildung nicht 
ohne besondere Maßnahmen durchgeführt 
werden kann oder das Ausbildungsziel 
geändert werden muß, 

b) zur Berufsfortbildung, wenn hierdurch die 
Aufnahme einer Tätigkeit im bisherigen 
oder in einem dem früheren verwandten 
Beruf ermöglicht wird, 

c) zur Berufsumschulung, wenn infolge der 
Erkrankung die Ausübung des bisherigen 
oder eines dem früheren verwandten Be- 
rufes nicht mehr möglich ist. 

Die Hilfe muß den Kräften und der Eignung des 
Kranken oder Genesenen entsprechen. Bei der 
Auswahl des Berufes soll möglichst auf einen Be- 
rufswunsch Rücksicht genommen werden. Zur 
Berufsfortbildung kann auch eine Hilfe gewährt 
werden, die den Aufstieg im Beruf zum Ziele hat. 

(2) Können mangels Eignung oder infolge der 
Erkrankung Maßnahmen nach Absatz 1 nicht durch- 
geführt werden, ist Hilfe zur Befähigung für eine 
andere geeignete Tätigkeit zu gewähren. 

(3) Während der stationären Behandlung soll dem 
Kranken die Erhaltung und Erweiterung der beruf- 
lichen Kenntnisse ermöglicht werden. 

(4) Die Einleitung von Maßnahmen der Berufs- 
ausbildung, -fortbildung oder -Umschulung hat im 
Benehmen mit der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung zu erfolgen. 
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§ 15 

Unterbringung im Beruf 

(1) Der Landesfürsorgeverband hat unbeschadet 
der Zuständigkeit der Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung durch 
Hilfe zur Unterbringung im Beruf oder in einer an- 
deren Tätigkeit darauf hinzuwirken, daß der Ge- 
nesene einen Platz im Arbeitsleben erhält, der den 
gesundheitlichen Erfordernissen entspricht. 

(2) Arbeitswilligen Kranken, deren Eingliede- 
rung in das allgemeine Arbeitsleben in absehbarer 
Zeit nicht möglich ist, soll Gelegenheit zur Aus- 
übung einer geeigneten Tätigkeit gegeben werden, 
soweit ihr Gesundheitszustand dies zuläßt. 


§ 16 

Nachgehende Hilfe 

Der Landesfürsorgeverband soll nach der Beendi- 
gung der Heilbehandlung und nach der Unterbrin- 
gung im Beruf oder in einer anderen Tätigkeit die 
erzielten Ergebnisse, insbesondere das Verbleiben 
des Eingegliederten im Arbeitsleben, nach Möglich- 
keit sichern. 

§ 17 

Leistungen der wirtschaftlichen Hilfe 

(1) Art, Höhe und Dauer der Leistungen der wirt- 
schaftlichen Hilfe sind unter Berücksichtigung der 
besonderen Bedürfnisse des Kranken oder Ge- 
nesenen so zu bemessen, daß der Erfolg der Heil- 
behandlung gesichert, die Eingliederung in das 
Arbeitsleben ermöglicht und die angemessene Er- 
ziehung und Berufsausbildung Unterhaltsberechtig- 
ter nicht gefährdet werden. Leistungen für Familien- 
angehörige, die nicht in häuslicher Gemeinschaft 
mit dem Kranken gelebt haben, sollen nicht höher 
sein als die ihnen von dem Kranken vor der Erkran- 
kung durchschnittlich gewährten Leistungen. 

(2) Den Familienangehörigen sollen andere Per- 
sonen gleichgestellt werden, wenn der Kranke 
ihnen gegenüber zur Gewährung des Unterhalts 
verpflichtet ist oder wenn sie in Wohngemeinschaft 
mit dem Kranken leben, der an einer ansteckungs- 
fähigen Tuberkulose leidet. 

(3) Wirtschaftliche Hilfe nach Maßgabe des Ab- 
satzes 1 soll, soweit angemessen, auch während der 
Dauer einer Übergangszeit gewährt werden, ins- 
besondere während einer Einarbeitungszeit, bei 
Teilzeit- oder Leichtarbeit und beim Bezüge von 
Arbeitslosengeld oder Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe, jedoch in der Regel nicht über 
die Dauer von zwei Jahren nach der Beendigung der 
Heilbehandlung oder der EingHederung in das Ar- 
beitsleben nach § 3 Nr. 1 und 2 hinaus. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
§ 15 

unverändert 


§ 16 

unverändert 


§ 17 

Leistungen der wirtschaftlichen Hilfe 

(1) Art, Höhe und Dauer der Leistungen der wirt- 
schaftlichen Hilfe sind unter Berücksichtigung der 
besonderen Bedürfnisse des Kranken oder Ge- 
nesenen so zu bemessen, daß der Erfolg der Heil- 
behandlung gesichert, die Eingliederung in das 
Arbeitsleben ermöglicht und die angemessene Er- 
ziehung und Berufsausbildung Unterhaltsberechtig- 
ter nicht gefährdet werden. Leistungen für Familien- 
angehörige, die nicht in häuslicher Gemeinschaft 
mit dem Kranken oder Genesenen gelebt haben, 
sollen nicht höher sein als die ihnen von dem Kran- 
ken oder Genesenen vor der Erkrankung durch- 
schnittlich gewährten Leistungen. 

(2) Den Familienangehörigen sollen andere Per- 
sonen gleichgestellt werden, wenn der Kranke 
oder Genesene ihnen gegenüber zur Gewährung 
des Unterhalts aus rechtlichen oder sittlichen Grün- 
den verpflichtet ist oder wenn sie in Wohngemein- 
schaft mit dem Kranken leben, der an einer anstek- 
kungsfähigen Tuberkulose leidet. 

(3) Wirtschaftliche Hilfe nach Maßgabe des Ab- 
satzes 1 soll, soweit angemessen, auch während der 
Dauer einer Übergangszeit gewährt werden, ins- 
besondere während einer Einarbeitungszeit, bei 
Teilzeit- oder Leichtarbeit und beim Bezüge von 
Arbeitslosengeld oder Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe, jedoch in der Regel nicht über 
die Dauer von zwei Jahren nach der Beendigung der 
Heilbehandlung oder der Eingliederungsmaßnahmen 
nach § 3 Nr. 1 und 2 hinaus. 
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E n t w u r i 

§ 18 

Leistungen für den Lebensunterhalt 

(1) Bei der Prüfung, ob nach den wirtschaftlichen 
Verhältnissen im Einzelfall Leistungen für den 
Lebensunterhalt erforderlich sind, ist das Einkom- 
men des Kranken, seines nicht getrennt lebenden 
Ehegatten und derjenigen Familienangehörigen zu 
berücksichtigen, für die Leistungen benötigt werden; 
dies gilt insbesondere hinsichtlich der Barleistungen 
der Träger der gesetzlichen Kranken- und Renten- 
versicherungen und der Versorgungsbehörden. Lebt 
ein minderjähriger Kranker im elterlichen Haushalt, 
so ist auch das Einkommen der Eltern zu berücksich- 
tigen. Das Vermögen des Kranken und seines nicht 
getrennt lebenden Ehegatten ist nach Maßgabe des 
§11 Nr. 3 zu berücksichtigen. 

(2) Die Bedarfssätze für den laufenden Lebens- 
unterhalt (§ 4 Abs. 1 Nr. 1) — außer der Beihilfe 
für Unterkunft — sollen nicht geringer als das Ein- 
einhalbfache der Richtsätze der öffentlichen Für- 
sorge sein. 


(3) Als Einkommen im Sinne des Absatzes 1 gilt 
das gesamte Einkommen, besonders Bezüge in Geld 
oder Geldeswert aus gegenwärtigem oder früherem 
Arbeits- oder Dienstverhältnis und aus Unterhalts- 
oder Rentenansprüchen öffentlicher oder privater 
Art nach Absetzung der Aufwendungen für Steuern, 
Beiträge zur Sozialversicherung oder privaten Ver- 
sicherung oder ähnlichen Einrichtungen in angemes- 
senem Umfang sowie der mit der Erzielung des Ein- 
kommens verbundenen notwendigen Ausgaben. 
§ 8 b der Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art 
und Maß der öffentlichen Fürsorge vom 4. Dezember 
1924 (Reichsgesetzbl. I S. 675) ist sinngemäß an- 
zuwenden. 

§ 19 

Ersatzansprüche 

(1) Der Landesfürsorgeverband, der nach diesem 
Gesetz Hilfe gewährt, kann, wenn der Berechtigte 
für die Zeit, für die ihm Hilfe gewährt wird, An- 
sprüche gegen einen Dritten auf Leistungen zur 
Deckung des Lebensbedarfs hat, durch schriftliche 
Anzeige an den Dritten bewirken, daß diese An- 
sprüche zum Ersatz auf ihn übergehen. Die schrift- 
liche Anzeige an den Dritten bewirkt den Übergang 
des Anspruchs für die Zeit seit dem Beginn der 
Tuberkulosehilfe bis zu ihrer Beendigung. Der 
Übergang wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß 
der Anspruch der Pfändung nicht unterworfen ist. 

(2) Der Landesfürsorgeverband soll den Über- 
gang von Ansprüchen nur bewirken zum Ersatz sei- 
ner Aufwendungen für die wirtschaftliche Hilfe und 
für diejenigen Kosten der Heilbehandlung und der 
Eingliederung in das Arbeitsleben, für die der 
Kranke oder Genesene bei rechtzeitiger Erfüllung 
des Anspruchs einen Beitrag nach Maßgabe des § 11 
zu leisten hätte. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
§ 18 

Leistungen für den Lebensunterhalt 

(1) Bei der Prüfung, ob nach den wirtschaftlichen 
Verhältnissen im Einzelfall Leistungen für den Le- 
bensunterhalt erforderlich sind, ist das Einkommen des 
Kranken oder Genesenen, seines nicht getrennt leben- 
den Ehegatten und derjenigen Familienangehö- 
rigen zu berücksichtigen, für die Leistungen 
benötigt werden; dies gilt insbesondere hin- 
sichtlich der Barleistungen der Träger der ge- 
setzlichen Kranken- und Rentenversicherungen und 
der Versorgungsbehörden. Lebt ein minderjähriger 
Kranker oder Genesener im elterlichen Haushalt, so 
ist auch das Einkommen der Eltern zu berücksichti- 
gen. Das Vermögen des Kranken oder Genesenen 
und seines nicht getrennt lebenden Ehegatten ist 
nach Maßgabe des § 11 Nr. 3 zu berücksidiLigen, 

(2) Die Bedarfssätze für den laufenden Lebens- 
unterhalt (§ 4 Abs. 1 Nr. 1) — außer der Beihilfe 
für Unterkunft — sollen nicht geringer als das Ein- 
einhalbfache der Richtsätze der öffentlichen Für- 
sorge sein. Mehrbedarf, der nicht auf der Erkran- 
kung an Tuberkulose beruht, ist nach fürsorgerecht- 
lichen Grundsätzen anzuerkennen. 

(3) unverändert 


§ 19 

Ersatzansprüche 

(1) unverändert 


(2) Der Landesfürsorgeverband soll den Über- 
gang von Ansprüchen nur bewirken zum Ersatz sei- 
ner Aufwendungen für die wirtschaftliche Hilfe und 
für diejenigen Kosten der Heilbehandlung und der 
Eingliederungsmaßnahmen, für die der Kranke oder 
Genesene bei rechtzeitiger Erfüllung des Anspruchs 
einen Beitrag nach Maßgabe des § 1 1 zu leisten 
hätte. 
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(3) Zum Ersatz der Kosten der Heilbehandlung 
und der Eingliederung in das Arbeitsleben darf der 
Landesfürsorgeverband einen nach bürgerlichem 
Recht Unterhaltspflichtigen nur insoweit in An- 
spruch nehmen, als dessen steuerpflichtige Ein- 
künfte die in § 11 Nr. 1 genannte Verdienstgrenze 
übersteigen oder sein Vermögen in entsprechender 
Anwendung des § 11 Nr. 3 verwertbar ist. Ist der 
Kranke oder Genesene minderjährig oder lebt er im 
elterlichen Haushalt, so sind die steuerpflichtigen 
Einkünfte nicht getrennt lebender Eltern gemein- 
sam zu berücksichtigen. 

(4) Für die Vergangenheit kann der Landes- 
fürsorgeverband einen nach bürgerlichem Recht 
Unterhaltspflichtigen außer unter den Voraus- 
setzungen des § 1613 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
nur in Anspruch nehmen, wenn er ihm von der Ge- 
währung der Tuberkulosehilfe unverzüglich Mit- 
teilung gemacht hat. § 91 Abs. 2 des Bundesvertrie- 
benengesetzes und § 19 Abs. 2 des Bundesevakuier- 
tengesetzes gelten entsprechend. 

(5) Der Landesfürsorgeverband kann den Über- 
gang von Ansprüchen gegen eine private Kranken- 
versicherung nur insoweit bewirken, als sie die in 
den §§ 2 bis 5 bezeichneten Leistungen betreffen 
und nicht nur zur Ergänzung gewährt werden. 

§ 20 

Überzahlung 

Ein Anspruch auf Rückzahlung zu Unrecht empfan- 
gener Leistungen kann gegen den Anspruch auf 
Leistungen der wirtschaftlichen Hilfe nur dann auf- 
gerechnet werden, wenn der Kranke oder Genesene 
oder der Familienangehörige die Überzahlung durch 
wissentlich falsche Angaben oder absichtliches Ver- 
schweigen wesentlicher Veränderungen herbei- 
geführt hat. 

§ 21 

Mitwirkung der Landkreise und der 
kreisfreien Städte 

(1) Soweit die wirtschaftliche Hilfe von dem Lan- 
desfürsorgeverband gewährt wird, ist sie von dem 
Landkreis oder der kreisfreien Stadt nach Richt- 
linien durchzuführen, die von dem Landesfürsorge- 
verband mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde im 
Rahmen dieses Gesetzes aufgestellt werden. Der 
Landesfürsorgeverband kann auch die Durchführung 
der Eingliederungshilfe und der vorbeugenden Hilfe 
in Einzelfällen oder nach von ihm mit Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde im Rahmen dieses Gesetzes 
aufgestellten Richtlinien auf die Landkreise und die 
kreisfreien Städte übertragen. Der Landesfürsorge- 
verband kann Einzelweisungen über die Durch- 
führung erteilen. 

(2) Der durchführende Landkreis oder die durch- 
fülirende kreisfreie Stadt ist auf Verlangen des 
Landesfürsorgeverbandes verpflichtet, Ansprüche, 
die der Landesfürsorgeverband nach § 19 oder nach 
§ 1541 der Reichsversicherungsordnung, § 94 des 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

(3) Zum Ersatz der Kosten der Heilbehandaing 
und der Eingliederungsmaßnahmen darf der Landes- 
fürsorgeverband einen nach bürgerlichem Recht Un- 
terhaltspflichtigen nur insoweit dn Anspruch neli- 
men, als dessen steuerpflichtige Einkünfte die in 
§ 11 Nr. 1 genannte Verdienstgrenze übersteigen 
oder sein Vermögen in entsprechender Anwendung 
des § 11 Nr. 3 verwertbar ist. Ist der Kranke oder 
Genesene minderjährig oder lebt er im elterlichen 
Haushalt, so sind die steuerpflichtigen Einkünfte 
nicht getrennt lebender Eltern gemeinsam zu be- 
rücksichtigen. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 20 

unverändert 


§ 21 

unverändert 
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Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung oder § 292 Abs. 5 des Gesetzes 
über den Lastenausgleich auf sich übergeleitet hat 
oder die auf diesen übergegangen sind, im Namen 
des Landesfürsorgeverbandes geltend zu machen. 

(3) Eine Beteiligung an den Aufwendungen der 
Tuberkulosehilfe kann von den Landkreisen und 
den kreisfreien Städten nicht verlangt werden. Be- 
stimmungen über die Aufbringung von Haushalts- 
mitteln werden hierdurch nicht berührt. 


DRITTER ABSCHNITT 

Aufgaben anderer Träger der Tuberkulosehilfe 
§ 22 

öffentlicher Dienst 

(1) Tuberkulosehilfe nach § 1 Abs. 1 wird 

a) Personen, die im Dienst des Bundes oder 
einer bundesunmittelbaren Körperschaft, 
Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts stehen, von dem Dienstherrn, 

b) Versorgungsempfängern des öffentlichen 
Dienstes, deren Versorgungsbezüge der 
Bund oder eine bundesunmittelbare Kör- 
perschaft, Anstalt oder Stiftung des öffent- 
lichen Rechts trägt, von dem Träger der 
Versorgungslast 

gewährt. Die Tuberkulosehilfe wird auch für den 
Ehegatten und für die kinderzuschlagberechtigten 
Kinder gewährt, sofern diese nicht selbst einen An- 
spruch auf Tuberkulosehilfe gegen einen in Satz 1 
bezeichneten Leistungsträger haben. Kommen für 
einen Erkrankten nach Satz 1 oder 2 mehrere Lei- 
stungsträger in Betracht, so richtet sich der An- 
spruch gegen denjenigen Dienstherrn oder Träger 
der Versorgungslast, der die höheren Dienst- oder 
Versorgungsbezüge zahlt. 


(2) Absatz 1 gilt nicht für 

a) Ehrenbeamte und Beamte, die ein ihre 
Arbeitskraft nur nebenbei beanspruchen- 
des Amt bekleiden oder vorübergehend 
für nicht länger als ein Jahr verwendet 
werden, 

b) andere Personen, die für weniger als die 
Hälfte der regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit oder aushilfsweise beschäftigt 
werden, 

c) Personen, die auf Grund der Wehrpflicht 
Wehrdienst oder zivilen Ersatzdienst 
leisten, 

d) Versorgungsempfänger, die ausschließlich 
Beschädigtenversorgung nach dem Dritten 
Teil des Soldatenversorgungsgesetzes 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


DRITTER ABSCHNITT 

Aufgaben anderer Träger der Tuberkulosehilfe 
§ 22 

Öffentlicher Dienst 

(1) Tuberkulosehilfe nach § 1 Abs. 1 wird 

a) unverändert 

b) unverändert 


gewährt. Die Tuberkulosehilfe wird auch für den 
Ehegatten und für die kinderzuschiagberechtigten 
Kinder gewährt, sofern diese nicht selbst einen An- 
spruch auf Tuberkulosehilfe gegen einen in Satz 1 
bezeichneten Leistungsträger haben. Kommen für 
einen Kranken oder Genesenen (Satz 1 oder 2) 
mehrere Leis tungs träger nach Satz 1 oder ein Lei- 
stungsträger nach Satz 1 und ein Leistungsträger 
nach einer entsprechenden Landesregelung (Ab- 
satz 5) lin Betracht, so richtet sich der Anspruch 
gegen denjenigen Dienstherrn oder Träger der Ver- 
sorgungslast, der die höheren Dienst- oder Ver- 
sorgungsbezüge zahlt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 


d) Versorgungsempfänger, die ausschließlich 
Beschädigtenversorgung nach dem Dritten 
Teil des Soldatenversorgungsgesetzes 
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oder ausschließlich Übergangsgeld, Abfin- 
dungsrente, Ubergangsbeihilfe oder Über- 
gangsgebührnisse erhalten, es sei denn, 
daß der Dienstherr gleichzeitig Berufs- 
förderung gewährt. 


(3) Die §§ 9 bis 20 gelten sinngemäß. 

(4) Ist die Erkrankung auf einen Dienst- oder 
Arbeitsunfall zurückzuführen oder ist der Dienst- 
herr zur freien Heilfürsorge verpflichtet, so gilt 
neben den hierfür maßgebenden Vorschriften dieses 
Gesetz nur, soweit es weitergehende Ansprüche 
gewährt. 

(5) Die Länder sind verpflichtet, die Gewährung 
der Tuberkulosehilfe für 

a) die in ihrem Dienst, im Dienst der Ge- 
meinden und der Gemeindeverbände so- 
wie sonstiger der Aufsicht der Länder 
unterstehender Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
stehenden Personen, 

b) die Versorgungsempfänger des öffent- 
lichen Dienstes, deren Versorgungsbezüge 
ein Land, eine Gemeinde, ein Gemeinde- 
verband oder eine sonstige der Aufsicht 
des Landes unterstehende Körperschaft, 
Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts trägt, 

sowie für ihre Ehegatten und für die kinderzuschlag- 
berechtigten Kinder durch den Dienstherrn oder den 
Träger der Versorgungslast unter Berücksichtigung 
der Grundsätze der Absätze 1 bis 4 zu regeln. 

(6) Die Länder können Bestimmungen erlassen 
über die Aufbringung der den Gemeinden, den Ge- 
meindeverbänden und sonstigen ihrer Aufsicht 
unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts entstehenden Kosten, 

§ 23 

Deutsche Bundesbahn 

Die Deutsche Bundesbahn ist über die Verpflich- 
tung nach § 22 hinaus ermächtigt, die in den §§ 2 
bis 5 bezeichneten Leistungen den Betriebsange- 
hörigen und ehemaligen Betriebsangehörigen mit 
Versorgungsbezügen der Deutschen Bundesbahn 
oder ihrer Versicherungsträger sowie deren Fa- 
milienangehörigen zu gewähren. Dies gilt nicht, so- 
weit die Hilfe anderweitig, bei Versicherten oder 
Rentnern durch einen anderen Träger der Sozial- 
versicherung als die Bundesbahn-Versicherungs- 
anstalt, gesetzlich sichergestellt ist. 

§ 24 

Anstaltspflege 

(1) Ist ein Kranker wegen Geisteskrankheit, Gei- 
stesschwäche, Epilepsie oder auf Grund der §§ 42 b 
oder 42 c des Strafgesetzbuchs auf öffentliche Ko- 


— 3. Wahlperiode 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

oder ausschließlich Übergangsgeld, Abfin- 
dungsrente, Übergangsbeihilfe oder Uber- 
gangsgebührnisse erhalten, es sei denn, 
daß der Dienstherr gleichzeitig Berufs- 
förderung gewährt; dies gilt auch, wenn 
mehrere dieser Leistungen nebeneinander 
gewährt werden. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


§ 23 

Deutsche Bundesbahn 

Die Deutsche Bundesbahn ist über die Verpflich- 
tung nach § 22 hinaus ermächtigt, die in den §§ 2 
bis 5 bezeichneten Leistungen den Betriebsange- 
hörigen und ehemaligen Betriebsangehörigen mit 
Versorgungsbezügen der Deutschen Bundesbahn 
oder ihrer Versicherungsträger sowie deren Fa- 
milienangehörigen zu gewähren. Dies gilt nicht, so- 
weit die erforderliche Hilfe anderweitig, bei Ver- 
sicherten oder Rentnern durch einen anderen Trä- 
ger der Sozialversicherung als die Bundesbahn- 
Versicherungsanstalt, gesetzlich sichergestellt ist. 

§ 24 

Anstaltspflege 

(1) Ist ein Kranker wegen Geisteskrankheit, Gei- 
stesschwäche, Epilepsie, Suchtkrankheit oder auf 
Grund der §§ 42 b oder 42 c des Strafgesetzbuchs 
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sten in Anstaltspflege untergebracht, so gewährt 
der für diese Unterbringung zuständige Kosten- 
träger während der Dauer der Unterbringung auch 
die Heilbehandlung nach § 2. Für die Beteiligung 
der Landkreise und der kreisfreien Städte an den 
Aufwendungen gilt § 21 Abs. 3 entsprechend. 

(2) Die Familienangehörigen haben in den Fällen 
des Absatzes 1 Anspruch auf wirtschaftliche Hilfe 
nach § 1 nur, wenn der Kranke vor der Unter- 
bringung mit ihnen zusammengelebt hat und wenn 
anzunehmen ist, daß die Erkrankung in diesem 
Zeitpunkt bereits bestanden hat. Dies gilt jedoch 
nicht über den Ablauf des sechsten auf die Anr 
staltsaufnahme folgenden Monats hinaus. 


§ 25 

Haftvollzug 

(1) Befindet sich ein Kranker in Untersuchungs- 
haft oder wird eine Freiheitsstrafe, die Unterbrin- 
gung in einem Arbeitshaus oder Asyl oder die 
Sicherungsverwahrung gegen ihn vollzogen, so ge- 
währt ihm die Vollzugsbehörde während der Dauer 
der Verwahrung die Heilbehandlung nach § 2. 

(2) Die Familienangehörigen haben in den Fällen 
des Absatzes 1 Anspruch auf wirtschaftliche Hilfe 
nach § 1 nur, wenn der Kranke vor dem Beginn der 
Verwahrung mit ihnen zusammengelebt hat und 
wenn anzunehmen ist, daß die Erkrankung in 
diesem Zeitpunkt bereits bestanden hat, in den 
Fällen des Vollzuges einer Freiheitsstrafe, der Un- 
terbringung in einem Arbeitshaus oder Asyl und 
der Sicherungsverwahrung jedoch nicht über den 
Ablauf des sechsten auf den Beginn der Verwah- 
rung folgenden Monats hinaus. 


VIERTER ABSCHNITT 

Zusammenarbeit der zur Bekämpfung 
der Tuberkulose verpflichteten Stellen 

§ 26 

Beteiligung des Gesundheitsamtes 

(1) Der Berechtigte hat den Antrag auf Tuber- 
kulosehilfe nach § 9 bei dem Gesundheitsamt oder 
bei der Gemeinde seines Wohnortes zu stellen. An- 
träge auf Leistungen anderer zur Gewährung von 
Maßnahmen der Tuberkulosebekämpfung verpflich- 
teter Stellen können bei dem Gesundheitsamt oder 
bei der Gemeinde des Wohnortes gestellt werden. 
Die Gemeinde hat den Antrag unverzüglich an das 
Gesundheitsamt weiterzuleiten. Das Gesundheits- 
amt hat den Antrag unverzüglich mit seiner Stel- 
lungnahme der zuständigen Stelle zuzuleiten. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

auf öffentliche Kosten in Anstaltspflege unter- 
gebracht, so gewährt der für diese Unterbringung 
zuständige Kostenträger während der Unterbrin- 
gung auch die Heilbehandlung nach § 2. Für die 
Beteiligung der Landkreise und der kreisfreien 
Städte an den Aufwendungen gilt § 21 Abs. 3 ent- 
sprechend. 

(2) unverändert 


§ 25 

Haftvollzug 

(1) Befindet sich ein Kranker in Untersuchungs- 
haft oder wird eine Freiheitsstrafe, die Unterbrin- 
gung in einem Arbeitshaus oder Asyl oder die 
Sicherungsverwahrung gegen ihn vollzogen, so ge- 
währt ihm die Vollzugsbehörde während der Ver- 
wahrung die Heilbehandlung nach § 2. 

(2) unverändert 


VIERTER ABSCHNITT 

Zusammenarbeit der zur Bekämpfung 
der Tuberkulose verpflichteten Stellen 

§ 26 

Beteiligung des Gesundheitsamtes 

(1) Der Berechtigte hat den Antrag auf Tuber- 
kulosehilfe nach § 9 bei dem Gesundheitsamt oder 
bei der Gemeinde, in der er seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, zu stellen. Anträge auf Leistungen 
anderer zur Gev/ährung von Maßnahmen der Tuber- 
kulosebekämpfung verpflichteter Stellen können bei 
dem Gesundheitsamt oder bei der Gemeinde, in 
der der Berechtigte seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat, gestellt werden. Die Gemeinde hat den Antrag 
unverzüglich an das Gesundheitsamt weiterzuleiten, 
Das Gesundheitsamt hat den Antrag unverzüglich 
mit seiner Stellungnahme der zuständigen Stelle 
zuzuleiten. 
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(2) Die Einleitung von Maßnahmen der Tuberku- (2) unverändert 
losebekämpfung durch eine anderweitig gesetz- 
lich oder nach den §§ 22 bis 25 verpflichtete Stelle 

hat im Benehmen mit dem Gesundheitsamt zu er- 
folgen. 

(3) Stellt der Kranke den Antrag nicht, so kann (3) Stellt der Berechtigte den Antrag nicht, so 

das Gesundheitsamt die erforderliche Hilfe bei der kann das Gesundheitsamt die erforderliche Hilfe bei 
zuständigen Stelle beantragen, der zuständigen Stelle beantragen. 


§ 27 § 27 

Arbeitsgemeinschaften Arbeitsgemeinschaften 

(1) Die an der Bekämpfung der Tuberkulose be- (1) unverändert 
teiligten Stellen sollen mit dem Ziel, diese Auf- 
gabe gemeinsam zu erfüllen, Arbeitsgemeinschaften 

zur Abstimmung ihrer Maßnahmen und Verwal- 
tungsverfahren bilden. 

(2) Die Arbeitsgemeinschaften regeln insbeson- (2) Die Arbeitsgemeinschaften sollen insbeson- 
dere die Schnelleinweisung. dere den Bettenausgleich und das Verfahren der 

Schnelleinweisung regeln. 


(3) Die in Absatz 1 genannten Stellen können ein 
Verfahren vereinbaren, durch das Streitigkeiten 
zwischen ihnen von Schiedsstellen geregelt werden. 

(4) Der Landesfürsorgeverband ist gehalten, die 
Bildung der Arbeitsgemeinschaft anzustreben, so- 
fern in seinem Bereich keine Arbeitsgemeinschaft 
besteht oder innerhalb von sechs Monaten nach 
der Verkündung dieses Gesetzes zustande kommt. 

§ 28 

Wechsel der Zuständigkeit 

(1) Gewährt der Landesfürsorgeverband Leistun- 
gen der Tuberkulosehilfe nach § 1 Abs. 2, § 8 Abs. 5 
Satz 4 oder Abs. 6 an Stelle einer anderen zur Ge- 
währung der Hilfe verpflichteten Stelle, so hat er 
die für zuständig erachtete Stelle unverzüglich über 
die von ihm eingeleiteten Maßnahmen zu unter- 
richten. Diese Stelle kann schon vor Klärung der 
Zuständigkeit die weiteren Maßnahmen selbst 
durchführen. Sie hat die dem Landesfürsorgever- 
band bis zur Übernahme entstandenen Kosten zu 
erstatten. Für die Erstattungsansprüche gegen die 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung fin- 
den die §§ 1531 bis 1543 der Reichsversicherungs- 
ordnung entsprechende Anwendung. 

(2) Der Landesfürsorgeverband ist nicht verpflich- 
tet, Kosten für eine Maßnahme zu übernehmen, die 
nicht von ihm veranlaßt oder genehmigt ist, es sei 
denn, daß die Maßnahme von einer zur Gewährung 
von Leistungen zur Bekämpfung der Tuberkulose 
verpflichteten Stelle eingeleitet ist und bei recht- 
zeitiger Antragstellung nach den Richtlinien des 
Landesfürsorgeverbandes zu gewähren war. 

(3) Ändern sich nach der Feststellung der Behand- 
lungsbedürftigkeit durch einen amtlich bestellten 
Arzt die die Zuständigkeit begründenden Umstände, 
so bleibt die bisherige Zuständigkeit bis zur Be- 
endigung der Heilbehandlung bestehen. Dies gilt 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 28 

Wechsel der Zuständigkeit 

(1) Gewährt der Landesfürsorgeverband Leistun- 
gen der Tuberkuiosehilfe nach § 1 Abs. 2, § 8 Abs. 5 
Satz 4 oder Abs. 6 an Stelle einer anderen zur Ge- 
währung der Hilfe verpflichteten Stelle, so hat er 
die für zuständig erachtete Stelle unverzüglich über 
die von ihm eingeleiteten Maßnahmen zu unter- 
richten. Diese Stelle kann schon vor Klärung der 
Zuständigkeit die weiteren Maßnahmen selbst 
durchführen. Die zuständige Stelle hat die dem 
Landesfürsorgeverband bis zur Übernahme entstan- 
denen Kosten zu erstatten. Für die Erstattungs- 
ansprüche gegen die Träger der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung finden die §§ 1531 bis 1543 der 
Reichsversicherungsordnung entsprechende Anwen- 
dung. 

(2) unverändert 


(3) Andern sich nach der Feststellung der Behand- 
lungsbedürftigkeit durch einen amtlich bestellten 
Arzt die die Zuständigkeit begründenden Umstände, 
so bleibt die bisherige Zuständigkeit bis zur Be- 
endigung der Heilbehandlung bestehen. Dies gilt 
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jedoch nicht in den Fällen des Absatzes 1 und der §§24 
und 25, im übrigen nicht über den Ablauf des drit- 
ten auf die Entlassung aus der stationären Kran- 
kenhaus- oder Heilstättenbehandlung folgenden 
Monats hinaus. Unberührt bleiben die Vorschriften 
und Bestimmungen über die zeitliche Begrenzung 
der Leistungspflicht in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung. In den Fällen des § 22 geht bei einem 
Wechsel des Dienstherrn oder des Trägers der Ver- 
sorgungslast die Zuständigkeit auf den neuen 
Dienstherrn oder Träger der Versorgungslast über; 
bei Beendigung des Dienstverhältnisses bleibt die 
bisherige Zuständigkeit über den in Satz 1 und 2 
bezeichneten Zeitpunkt hinaus bis zur Beendigung 
der Berufsförderungsmaßnahmen bestehen, zu deren 
Gewährung der Dienstherr auf Grund anderer ge- 
setzlicher Vorschriften verpflichtet ist oder während 
der Dienstzeit verpflichtet war. 

§ 29 

Übernahme der Heilbehandlung und der Eingliede- 
rungshilfe 

(1) Der örtlich zuständige Landesfürsorgeverband 
.ist verpflichtet, auf Antrag einer zur Gewährung 
von Maßnahmen der Tuberkulosebekämpfung ver- 
pflichteten Stelle die Durchführung der Heilbehand- 
lung und der Eingliederungshilfe auf Rechnung der 
beantragenden Stelle zu übernehmen. 

(2) Der Vereinbarung der Beteiligten bleibt Vor- 
behalten, ob und in welcher Höhe Verwaltungs- 
kosten zu erstatten sind. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Sonstige Vorschriften 

§ 30 

Pflichten des Kranken, des Genesenen und der 
Familienangehörigen 

(1) Die zur Gewährung von Leistungen für die 
Bekämpfung der Tuberkulose zuständigen Stellen 
und das Gesundheitsamt haben den Kranken und 
seine Familienangehörigen zu beraten, sie über das 
zur Förderung und Sicherung der Heilung, zur 
Durchführung der Pflege und zur Vermeidung der 
Ansteckung erforderliche Verhalten in geeigneter 
Weise aufzuklären, notfalls ihnen Weisungen zu 
erteilen. Der Kranke und seine Familienangehörigen 
sind verpflichtet, den genannten Stellen die für die 
Bekämpfung der Tuberkulose erforderlichen Aus- 
künfte zu erteilen und ihren Weisungen Folge zu 
leisten. Der Kranke ist jedoch nicht verpflichtet, sich 
einer Heilbehandlung, die mit einer erheblichen Ge- 
fahr für Leben und Gesundheit verbunden ist, oder 
einer Operation, die einen erheblichen Eingriff in 
die körperliche Unversehrtheit bedeutet, zu unter- 
ziehen. Bei Einweisung in eine Heilstätte sind be- 
rechtigte Wünsche des Kranken zu würdigen. 
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jedoch nicht in denFällen des Absatzes 1 und der §§ 24 
und 25, im übrigen nicht über den Ablauf des drit- 
ten auf die Entlassung aus der stationären Behand- 
lung folgenden Monats hinaus. Unberührt bleiben 
die Vorschriften und Bestimmungen über die zeit- 
liche Begrenzung der Leistungspflicht in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung. In den Fällen des § 22 
geht mit dem Wechsel des Dienstherrn oder des 
Trägers der Versorgungslast die Zuständigkeit auf 
den neuen Dienstherrn oder Träger der Versor- 
gungslast über; bei Beendigung des Dienstverhält- 
nisses bleibt die bisherige Zuständigkeit über den 
in Satz 1 und 2 bezeichneten Zeitpunkt hinaus bis 
zur Beendigung der Berufsförderungsmaßnahmen 
bestehen, zu deren Gewährung der Dienstherr auf 
Grund anderer gesetzlicher Vorschriften verpflich- 
tet ist oder während der Dienstzeit verpflichtet war. 

§ 29 

unverändert 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Sonstige Vorschriften 

§ 30 

Pflichten des Kranken, des Genesenen und der 
Familienangehörigen 

(1) Die zur Gewährung von Leistungen für die 
Bekämpfung der Tuberkulose zuständigen Stellen 
und das Gesundheitsamt haben den Kranken oder 
Genesenen und seine Familienangehörigen zu be- 
raten, sie über das zur Förderung und Sicherung 
der Heilung, zur Durchführung der Pflege und zur 
Vermeidung der Ansteckung erforderliche Verhal- 
ten in geeigneter Weise aufzuklären, notfalls 
ihnen Weisungen zu erteilen. Der Kranke oder 
Genesene und seine Familienangehörigen sind 
verpflichtet, den genannten Stellen die für die Be- 
kämpfung der Tuberkulose erforderlichen Aus- 
künfte zu erteilen und ihren Weisungen Folge zu 
leisten. Der Kranke ist jedoch nicht verpflichtet, sich 
einer Heilbehandlung, die mit einer erheblichen Ge- 
fahr für Leben und Gesundheit verbunden ist, oder 
einer Operation, die einen erheblichen Eingriff in 
die körperliche Unversehrtheit bedeutet, zu unter- 
ziehen. Bei Einweisung in eine Heilstätte sind be- 
rechtigte Wünsche des Kranken zu würdigen. 
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(2) Verstößt der Kranke, der Genesene oder ein 
Familienangehöriger in grober Weise oder beharr- 
lich gegen eine nach Absatz 1 erteilte Weisung, 
oder gefährdet der Kranke vorsätzlich oder grob- 
fahrlässig andere Personen, den Erfolg seiner Heil- 
behandlung oder einer Maßnahme der EingUede- 
rungshilie, so können die Leistungen der wirt- 
schaftlichen Hilfe oder die Barleistungen der Ver- 
sicherungsträger, mit Ausnahme von Renten, auf 
Zeit ganz oder teilweise versagt werden, wenn er 
trotz schriftlichen Hinweises auf diese Folge sein 
Verhalten fortsetzt, 

(3) Die Leistungen der wirtschaftlichen Hilfe kön- 
nen ferner ganz oder teilweise versagt werden, 
wenn der Berechtigte trotz schriftlichen Hinweises 
auf diese Folge keiner Erwerbstätigkeit, Berufs- 
ausbildung, -fortbildung oder -Umschulung nach- 
geht, solange hierfür unter Berücksichtigung aller 
wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnisse 
kein verständlicher Grund vorliegt. 

(4) Im übrigen bleiben die Vorschriften unbe- 
rührt, die die Träger der gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen für die Maßnahmen zur Erhaltung, Bes- 
serung und Wiederherstellung der Erwerbsfähig- 
keit erlassen. 

§ 31 

Verpflichtungen Dritter 

Die Verpflichtungen Dritter zur Gewährung von 
Leistungen zur Deckung des Lebensbedarfs werden 
durch Ansprüche oder Leistungen auf Grund dieses 
Gesetzes nicht berührt. Entgegenstehende Verein- 
barungen sind unwirksam. 

§ 32 

Änderung der Reichsversicherungsordnung, des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes und des 
Reichsknappschaftsgesetzes 

1. a) Hinter § 1244 der Reichs versicherungsord- 
nung wird folgender § 1244 a eingefügt: 

r,§ 1244 a 

(1) Versicherte und Rentner haben, wenn 
sie, ihr Ehegatte oder ein Kind an behand- 
lungsbedürftiger Tuberkulose leiden oder ge- 
litten haben, wegen dieser Erkrankung, so- 
weit sie nicht auf einem Arbeitsunfall, einer 
Berufskrankheit oder einer Schädigung im 
Sinne des Bundesversorgungsgesetzes oder 
der Gesetze, die das Bundesversorgungsge- 
setz für entsprechend anwendbar erklären, 
beruht, Anspruch auf Heilbehandlung, Be- 
rufsförderung und soziale Betreuung. Die in 
Satz 1 genannten Personen haben keinen An- 
spruch auf Ergänzung von Hausrat, Beklei- 
dung und Heizung, besondere Ernährung, 
Beihilfen zur Haltung von Ersatzkräften im 
Haushalt oder Kleinbetrieb und Hilfe bei der 
Wohnungsbeschaffung. § 1236 Abs. 1 und 2 
findet keine Anwendung. 
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(2) Verstößt der Kranke, der Genesene oder ein 
Familienangehöriger in grober Weise oder beharr- 
lich gegen eine nach Absatz 1 erteilte Weisung, 
oder gefährdet er vorsätzlich oder grobfahrlässig 
andere Personen, den Erfolg der Heilbehandlung 
oder einer Eingliederungsmaßnahme, so können die 
Leistungen der wirtschaftlichen Hilfe oder die Bar- 
leistungen der Versicherungsträger, mit Ausnahme 
von Renten, auf Zeit ganz oder teilweise versagt 
werden, wenn das Verhalten trotz schriftlichen Hin- 
weises auf diese Folge fortgesetzt wird. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 31 

unverändert 


§ 32 

Änderung der Reichsversicherungsordnung, 
des Angestelltenversicherungsgesetzes und 
des Reichsknappschaftsgesetzes 

1 a) Hinter § 1244 der Reichs Versicherungsord- 
nung wird folgender § 1244 a eingefügt: 

„§ 1244 a 

(1) Versicherte und Rentner haben, wenn 
sie, ihr Ehegatte oder ein Kind an behand- 
lungsbedürftiger Tuberkulose leiden oder ge- 
litten haben, wegen dieser Erkrankung, so- 
weit sie nicht auf einem Arbeitsunfall, einer 
Berufskrankheit oder einer Schädigung im 
Sinne des Bundesversorgungsgesetzes oder 
der Gesetze, die das Bundesversorgungsge- 
setz für entsprechend anwendbar erklären, 
beruht, Anspruch auf Heilbehandlung, Be- 
rufsförderung und soziale Betreuung. Die in 
Satz 1 genannten Personen haben keinen An- 
spruch gegen den Rentenversicherungsträger 
auf Ergänzung von Hausrat, Bekleidung und 
Heizung, besondere Ernährung, Beihilfen zur 
Haltung von Ersatzkräften im Haushalt oder 
Kleinbetrieb und Hilfe bei der Wohnungs- 
beschaffung. § 1236 Abs. 1 und 2 findet keine 
Anwendung. 
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(2) Versichert im Sinne des Absatzes 1 ist 
derjenige, für den in den der Feststellung 
der Behandlungsbedürftigkeit vorausgegan- 
genen vierundzwanzig Kalendermonaten Bei- 
träge für wenigstens sechs Kalendermonate 
für eine versicherungspflichtige Beschäfti- 
gung oder Tätigkeit entrichtet sind oder der 
die Wartezeit nach § 1246 Abs. 3 erfüllt hat. 
Kinder im Sinne des Absatzes 1 sind Kinder, 
für die Kinderzuschuß gewährt wird oder bei 
Rentenbezug zu gewähren wäre."; 

b) § 1299 der Reichsversicherungsordnung wird 
folgender Satzteil angefügt: 

„Beträge, die der Träger der Rentenversiche- 
rung einer anderen zur Bekämpfung der Tu- 
berkulose verpflichteten Stelle wegen der 
dem Versicherten oder dem Rentner gewähr- 
ten, dem Übergangsgeld oder der Rente ent- 
sprechenden Geldleistungen zu erstatten 
hat"; 

c) In § 1541 der Reichsversicherungsordnung 
werden hinter dem Worte „Familienunter- 
halts" ein Komma und die Worte „die Lan- 
desfürsorgeverbände als Träger der Tuber- 
kulosehilfe" eingefügt. 


2. a) Hinter § 21 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes wird folgender § 21a eingefügt: 

„§ 21a 

(1) Versicherte und Rentner haben, wenn 
sie, ihr Ehegatte oder ein Kind an behand- 
lungsbedürftiger Tuberkulose leiden oder ge- 
litten haben, wegen dieser Erkrankung, so- 
weit sie nicht auf einem Arbeitsunfall, einer 
Berufskrankheit oder einer Schädigung im 
Sinne des Bundesversorgungsgesetzes oder 
der Gesetze, die das Bundesversorgungsge- 
setz für entsprechend anwendbar erklären, 
beruht, Anspruch auf Heilbehandlung, Be- 
rufsförderung und soziale Betreuung. Die in 
Satz 1 genannten Personen haben keinen 
Anspruch auf Ergänzung von Hausrat, Be- 
kleidung und Heizung, besondere Ernährung, 
Beihilfen zur Haltung von Ersatzkräften im 
Haushalt oder Kleinbetrieb und Hilfe bei der 
Wohnungsbeschaffung. § 13 Abs. 1 und 2 
findet keine Anwendung. 

(2) Versichert im Sinne des Absatzes 1 ist 
derjenige, für den in den der Feststellung der 
Behandlungsbedürftigkeit vorausgegangenen 
vierundzwanzig Kalendermonaten Beiträge 
für wenigstens sechs Kalendermonate für 
eine versicherungspflichtige Beschäftigung 
oder Tätigkeit entrichtet sind oder der die 
Wartezeit nach § 23 Abs. 3 erfüllt hat. Kin- 
der im Sinne des Absatzes 1 sind Kinder, für 
die Kinderzuschuß gewährt wird oder bei 
Rentenbezug zu gewähren wäre."; 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
(2) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 


2. a) Hinter § 21 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes wird folgender § 21 a eingefügt: 

.§ 21 a 

(1) Versicherte und Rentner haben, wenn 
sie, ihr Ehegatte oder ein Kind an behand- 
lungsbedürftiger Tuberkulose leiden oder ge- 
litten haben, wegen dieser Erkrankung, so- 
weit sie nicht auf einem Arbeitsanfall, einer 
Berufskrankheit oder einer Schädigung im 
Sinne des Bundesversorgungsgesetzes oder 
der Gesetze, die das Bundesversorgungsge- 
setz für entsprechend anwendbar erklären, 
beruht, Anspruch auf Heilbehandlung, Be- 
rufsförderung und soziale Betreuung. Die in 
Satz 1 genannten Personen haben keinen 
Anspruch gegen den Rentenversicherungsträ- 
ger auf Ergänzung von Hausrat, Bekleidung 
und Heizung, besondere Ernährung, Beihilfen 
zur Haltung von Ersatzkräften im Haushalt 
oder Kleinbetrieb und Hilfe bei der Woh- 
nungsbeschaffung. § 13 Abs. 1 und 2 findet 
keine Anwendung. 

(2) unverändert 
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b) § 78 des Angestelltenversicherungsgesetzes b) unverändert 

wird folgender Satzteil angefügt: 

„Beträge, die der Träger der Rentenversiche- 
rung einer anderen zur Bekämpfung der Tu- 
berkulose verpfliditeten Stelle wegen der 
dem Versicherten oder dem Rentner gewähr- 
ten, dem Übergangsgeld oder der Rente ent- 
sprechenden Geldleistungen zu erstatten hat." 


3. a) Hinter § 43 des Reichsknappschaftsgesetzes 
wird folgender § 43 a eingefügt: 

.§ 43 a 

(1) Versicherte und Rentner haben, wenn 
sie, ihr Ehegatte oder ein Kind an behand- 
lungsbedürftiger Tuberkulose leiden oder 
gelitten haben, wegen dieser Erkrankung, so- 
weit sie nicht auf einem Arbeitsunfall, einer 
Berufskrankheit oder einer Schädigung im 
Sinne des Bundesversorgungsgesetzes oder 
der Gesetze, die das Bundesversorgungsge- 
'setz für entsprechend anwendbar erklären, 
beruht,‘ Anspruch auf Heilbehandlung, Be- 
rufsförderung und soziale Betreuung. Die in 
Satz 1 genannten Personen haben keinen An- 
spruch auf Ergänzung von Hausrat, Beklei- 
dung und Heizung, besondere Ernährung, 
Beihilfen zur Haltung von Ersatzkräften im 
Haushalt oder Kleinbetrieb und Hilfe bei der 
Wohnungsbeschaffung. § 35 Abs. 1 und 2 fin- 
det keine Anwendung. 

(2) Versichert im Sinne des Absatzes 1 ist 
derjenige, für den in den der Feststellung 
der Behandlungsbedürftigkeit vorausgegan- 
genen vierundzwanzig Kalendermonaten Bei- 
träge für wenigstens sechs Kalendermonate 
für eine versicherungspfliditige Beschäfti- 
gung oder Tätigkeit entrichtet sind oder der 
die Wartezeit nach § 49 Abs. 1 erfüllt hat. 
Kinder im Sinne des Absatzes 1 sind Kinder, 

. für die Kinderzuschuß gewährt wird oder bei 

Rentenbezug zu gewähren wäre."; 

b) § 90 des Reichsknappschaftsgesetzes wird 
folgender Satzteil angefügt: 

„Beträge, die der Träger der Rentenversiche- 
rung einer anderen zur Bekämpfung der Tu- 
berkulose verpflichteten Stelle wegen der 
dem Versicherten oder dem Rentner gewähr- 
ten, dem Übergangsgeld oder der Rente ent- 
sprechenden Geldleistungen zu erstatten 
hat." 

§ 33 

Änderung des Körperbehindertengesetzes 

§ 10 Buchstabe a des Gesetzes über die Fürsorge 
für Körperbehinderte und von einer Körperbehin- 
derung bedrohte Personen vom 27. Februar 1957 
(Bundesgesetzbl. I S, 147) erhält folgende Fassung: 

„a) steuerpflichtige Einkünfte der in § 1 Abs. 1 
oder 2 genannten Person und ihres nicht ge- 


3. a) Hinter § 43 des Reichsknappschaftsgesetzes 
wird folgender § 43 a eingefügt: 

„§ 43 a 

(1) Versicherte und Rentner haben, wenn 
sie, ihr Ehegatte oder ein Kind an behand- 
lungsbedürftiger Tuberkulose leiden oder 
gelitten haben, wegen dieser Erkrankung, so- 
weit sie nicht auf einem Arbeitsunfall, einer 
Berufskrankheit oder einer Schädigung im 
Sinne des Bundesversorgungsgesetzes oder 
der Gesetze, die das Bundesversorgungsge- 
setz für entsprechend anwendbar erklären, 
beruht, Anspruch auf Heilbehandlung, Be- 
rufsförderung und soziale Betreuung. Die in 
Satz 1 genannten Personen haben keinen An- 
spruch gegen den Rentenversicherungs träger 
auf Ergänzung von Hausrat, Bekleidung und 
Heizung, besondere Ernährung, Beihilfen zur 
Haltung von Ersatzkräften im Haushalt oder 
Kleinbetrieb und Hilfe bei der Wohnungs- 
beschaffung. § 35 Abs. 1 und 2 findet keine 
Anwendung. 

(2) unverändert 


b) unverändert 


§ 33 

unverändert 
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trennt lebenden Ehegatten, soweit sie wäh- 
rend der Dauer des Heilverfahrens monatlich 
den Betrag von 660 Deutsche Mark überstei- 
gen; dieser Betrag erhöht sich für jede tatsäch- 
lich überwiegend unterhaltene Person um 
60 Deutsche Ivlark, jedoch insgesamt höchstens 
um 50 V. H.;“ 

§ 34 

Verhältnis zur Fürsorgepfliditverordnung; 

Übertragbarkeit 

(1) Die Tuberkulosehilfe ist keine Leistung im 
Sinne der Verordnung über die Fürsorgepflicht vom 
13. Februar 1924 (Reichsgesetzbl. I S. 100); jedoch 
finden die §§27 und 28 dieser Verordnung bei der 
Gewährung der Tuberkulosehilfe entsprechende 
Anwendung. 

(2) Der Anspruch auf Tuberkulosehilfe ist nicht 
Übertragbar. 

§ 35 

Rechtsverordnungen; Verwaltungsvorschriften 

(1) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung Bestim- 
mungen treffen über 

1. Inhalt und Umfang der in den §§ 2 bis 5 
genannten Leistungen, 

2. Voraussetzungen, Art und Umfang der 
Berücksichtigung von Einkommen und 
Vermögen (§§ 10, 11, 17, 18, 22, 23). 

(2) Die Bundesregierung erläßt mit Zustimmung 
des Bundesrates die zur Durchführung dieses Ge- 
setzes erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften. 

(3) Die Bundesregierung kann in Fällen von 
grundsätzlicher oder erheblicher finanzieller Bedeu- 
tung für die Durchführung 


1. der Eingliederungshilfe, 

2. der wirtschaftlichen Hilfe hinsichtlich der 
in § 4 Abs. 2 vorgesehenen Leistungen, 

3. der vorbeugenden Hilfe, 

4. der stationären Dauerbehandlung in den 
Fällen des § 1244 a der Reichsversiche- 
rungsordnung, des § 21 a des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes und des § 43 a 
des Reichsknappschaftsgesetzes 

Einzelweisungen erteilen. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


§ 34 

unverändert 


§ 35 

Rechtsverordnungen; Verwaltungs Vorschriften 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die Bundesregierung kann in Fällen von 
grundsätzlicher oder erheblicher finanzieller Bedeu- 
tung für 

1. die Gewährung von Leistungen in den 
Fällen der stationären Dauerbeihandlung 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 dieses Gesetzes, 

§ 1244 a der Reichsversicherungsordnung, 
§ 21 a des Angestelltenversicherungsge- 
setzes und § 43 a des Reichsknappschafts- 
gesetzes, 

2. den Vollzug 

a) der Eingliederungshilfe, 

b) der wirtschaftlichen Hilfe hinsichtlich 
der in § 4 Abs. 2 vorgesehenen Lei- 
stungen, 

c) der vorbeugenden Hilfe 


Einzelweisungen erteilen. 
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§ 36 

Kostentragung 

(1) Die den Landesfürsorgeverbänden durch den 
Vollzug der §§ 3, 4 Abs. 2 und § 5 entstehenden 
Aufwendungen werden zur Hälfte, die den Trägern 
der gesetzlichen Rentenversicherungen durch die 
Gewährung der stationären Dauerbehandlung in 
den Fällen des § 1244 a der Reichsversicherungs- 
ordnung, des § 21 a des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes und des § 43 a des Reichsknappschaftsge- 
setzes entstehenden Aufwendungen werden in vol- 
lem Umfang vom Bund getragen. Die persönlichen 
und sächlichen Verwaltungskosten bleiben hierbei 
außer Ansatz. 


(2) Als stationäre Dauerbehandlung im Sinne des 
Absatzes 1 gilt die stationäre Behandlung vom Be- 
ginn des zweiten Jahres an, solange bei dem Er- 
krankten Bazillen nachweisbar sind. Die Dauer 
einer früheren stationären Behandlung ist nicht zu 
berücksichtigen, wenn der Zeitraum zwischen der 
Entlassung und der erneuten Aufnahme mehr als 
sechs Monate betragen hat. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
§ 36 

Kostentragung 

(1) Der Bund trägt 

a) zur Hälfte die Aufwendungen, die den 
Landesfürsorgeverbänden entstehen 

1. durch die Gewährung von Leistungen 
in den Fällen der stationären Dauer- 
behandlung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1, 

2. durch den Vollzug der §§ 3, 4 Abs. 2 
und § 5; 

b) in vollem Umfang die Aufwendungen, die 
den Trägem der gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen durch die Gewährung der sta- 
tionären Dauerbehandlung in den Fällen 
des § 1244 a der Reichsversicherungsord- 
nung, des § 21 a des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes und des § 43 a des Reichs- 
knapp s cha f t s g ese tz e s en ts t e h en . 

Die persönlichen und sächlichen Verwaltungskosten 
bleiben hierbei außer Ansatz. Der knappschaftlichen 
Rentenversicherung werden die Aufwendungen vom 
Bund im Rahmen des § 128 des Reichsknappschafts- 
gesetzes erstattet. 

(2) Als stationäre Dauerbehandlung im Sinne des 
Absatzes 1 gilt die stationäre Behandlung vom Be- 
ginn des zweiten Jahres an, solange bei dem Er- 
krankten Bakterien nachweisbar sind. Die Dauer 
einer früheren stationären Behandlung ist nicht zu 
berücksichtigen, wenn der Zeitraum zwischen der 
Entlassung und der erneuten Aufnahme mehr als 
sechs Monate betragen hat. 

(3) § 10 Nr. 1 des Gesetzes über die Eingliede- 
rung des Saarlandes vom 23. Dezember 1956 (Bun- 
desgesetzbl, I S. 1011) bleibt unberührt. 

§ 36 a 

Übergangsvorschriften 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auch 
auf Kranke und Genesene Anwendung, deren Be- 
handlungsbedürftigkeit bereits vor Inkrafttreten des 
Gesetzes festgestellt worden ist. 

(2) Befindet sidi ein Kranker beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes in stationärer Behandlung, die ihm 
von einer Stelle gewährt wird, die nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes nicht mehr zuständig wäre, 
so ist die gewährende Stelle bis zur Beendigung 
der stationären Behandlung oder bis zur Übernahme 
der Maßnahmen durch die nach diesem Gesetz zu- 
ständige Stelle zur Betreuung des Kranken und sei- 
ner Familienangehörigen verpflichtet, jedoch nicht 
über den Ablauf des sechsten auf das Inkrafttreten 
des Gesetzes folgenden Monats hinaus. 

(3) Solange Leistungen von der in Absatz 2 be- 
zeichneten Stelle weitergewährt werden, sind An- 
sprüche gegen die in den §§22 und 23 genannten 
Stellen und nach den in § 32 bezeichneten Vor- 
schriften ausgeschlossen. 
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§ 37 

Länder-Klausel 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

(2) Beträge in Deutscher Mark, die in diesem Ge- 
setzt erwähnt werden, sind im Saarland bis zum 
Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 des Saar- 
vertrages vom 27. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. II 
S. 1587) in entsprechender Anwendung des § 5 
Abs. 1 Satz 1 der Dritten Verordnung über die Er- 
höhung der Unterhaltsansprüche und sonstigen 
Beträge in gerichtlichen Angelegenheiten vom 
7. März 1951 (Amtsblatt des Saarlandes S. 441) 
umzurechnen. 

(3) §36 gilt im Saarland vom Ende der Über- 
gangszeit nach Artikel 3 des Saarvertrages vom 
27. Oktober 1956 an. 

(4) Soweit dieses Gesetz auf Vorschriften ver- 
weist oder Leistungen und Behörden anführt, die 
im Saarland nicht bestehen, wird das Saarland er- 
mächtigt, durch Gesetz oder im Rahmen des Ar- 
tikels 80 des Grundgesetzes durch Rechtsverord- 
nung zu bestimmen, welche Vorschriften, Leistun- 
gen oder Behörden an deren Stelle treten. 

(5) Die Senate der Länder Berlin, Bremen und 
Hamburg werden ermächtigt, die Vorschriften die- 
ses Gesetzes über die Zuständigkeit von Behörden 
(§ 21) dem besonderen Verwaltungsaufbau ihrer 
Länder anzupassen. 

§ 38 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des zwei- 
ten auf seine Verkündung folgenden Monats in 
Kraft. 

(2) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes treten die Verordnung über Tuberkulose- 
hilfe vom 8. September 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 549) und das Gesetz Nr. 448 des Saarlandes über 
die Gewährung einer staatlichen Tuberkulosehilfe 
vom 25. Januar 1955 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 161) mit ihren Durchführungsbestimmungen außer 
Kraft. Wo in gesetzlichen Bestimmungen die Ver- 
ordnung über Tuberkulosehilfe genannt ist, tritt 
an ihre Stelle dieses Gesetz. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
§ 37 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) entfällt 

(4) unverändert 


(5) Die Senate der Länder Berlin, Bremen und 
Hamburg werden ermächtigt, die Vorschriften die- 
ses Gesetzes über die Zuständigkeit von Behörden 
(§§ 21, 26) dem beisonderen Verwialtungsaufbau 
ihrer Länder anzupassen. 

§ 38 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. April 1959 in Kraft. 

(2) unverändert 
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